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Perſonalnachrichten 


Es ſind ernannt worden: 


zum Oberſtudienrat der Studienrat Karl 
Rickert an der ſtädtiſchen Scharnhorſtſchule 
(Oberſchule für Jungen) in Düſſeldorf (ihm iſt die 
freie Oberſtudienratſtelle am Adolfinum [ftaatlicher 
Oberſchule für Jungen] in Mörs übertragen 
worden), 


zum Oberſtudiendirektor der Studienrat Bruno 
Zerull in Königsberg i. Pr. (ihm iſt die Leitung 
der ſtaatlichen Burgſchule [Oberſchule für Jungen] 
in Königsberg i. Pr. übertragen worden), 


zum Kreisſchulrat in Weißenſee (Reg.⸗Bez. 
Erfurt) der bisherige Rektor Rudolf Kummer, 


zum Kreisſchulrat in Wanne⸗Eickel (Reg.⸗Bez. 
Arnsberg) der bisherige Rektor Walther Mar pe, 


zum Kreisſchulrat in Gerdauen (Reg.-Bez. 
Königsberg i. Pr.) der bisherige Rektor Emil 
Praceus, 

zum Kreisſchulrat in Pritzwalk (Reg.-Bez. 
Potsdam) der bisherige Rektor Gerhard Schatz e⸗ 
ro wsky. 


Amtliche 


Allgemeine Verwaltungsſachen 
a) Für das Reich 


518. Beurlaubung zum Reichsberufs⸗ 
wettkampf. 


Behördenangehörigen, die in Durchführung des 
Reichsberufswettkampfes zur Beaufſichtigung der 
praktiſchen und theoretiſchen Arbeiten und der Be⸗ 
urteilung und Bewertung dieſer Arbeiten heran⸗ 
gezogen werden, kann auf Antrag der erforderliche 
Urlaub mit Fortzahlung der Bezüge und ohne 
Anrechnung auf den Erholungsurlaub gewährt 
werden, ſoweit dienſtliche Intereſſen nicht ent⸗ 
gegenſtehen. 


Es iſt beauftragt worden: 

der Dozent Dr. Wilhelm Deinhardt mit 
der Vertretung der Profeſſur für Kirchengeſchichte 
in Würzburg. 


Es iſt übertragen worden: 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Hans⸗Adam Stolte unter Ernennung zum 
ordentlichen Profeſſor in der Naturwiſſenſchaftlichen 
Fakultät der Univerſität Tübingen der Lehrſtuhl für 
Zoologie. 


Es ſind berufen worden: 

der ordentliche Profeſſor Dr. Ludwig Mohler 
in Würzburg in gleicher Dienſteigenſchaft an die 
Univerſität München, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Karl Süpfle 
in Dresden in gleicher Dienſteigenſchaft an die 
Univerſität Hamburg. 


Es iſt verſetzt worden: 

der Profeſſor Dr. Fritz König von der Hoch- 
ſchule für Lehrerbildung in Bayreuth an die Hoch⸗ 
ſchule für Lehrerinnenbildung in Koblenz, deren 
kommiſſariſche Leitung ihm übertragen worden iſt 


Erlaſſe 


Zuſatz für die oberſten Reichsbehörden, den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten, den Preußiſchen Finanzminiſter und 
das Reichsbankdirektorium: 

Mit der Bitte um Bekanntgabe in den dortigen 

Amtsblättern. 


Berlin, den 6. Oktober 1937. 


Zugleich im Namen des Reichsfinanzminiſters, 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten und des 
Preußiſchen Finanzminiſters: 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, den Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
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denten, den Preußiſchen Finanzminiſter und das 
Reichsbankdirektorium. — II 8B 6461/4399. 


* * 
* 


Abſchrift zur Beachtung. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 21. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in 
Saarbrücken und die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. 
2 II a 4468. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 458.) 


519. Beratende Beteiligung des Amtes für 
„Schönheit der Arbeit“ bei Ausgeſtaltung 
ſtaatlicher Dienſtgebäude und Dienſträume. 


8 Der Herr Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des 
Innern hat am 7. September 1937 für ſeine Ver⸗ 
waltung folgendes angeordnet: 


Bei jeder Behörde meiner Verwaltung iſt, 
ſoweit nicht ſchon geſchehen, ein Beamter zu be⸗ 
ſtimmen, der ſich der Beſtrebungen „Schönheit der 
Arbeit“ nach Maßgabe des unterm 4. September 
1935 (RM Bli V. S. 1210) mitgeteilten Runderlaſſes 
des Reichsfinanzminiſters vom 20. Auguſt 1936 für 
die Dienſtgebäude und Dienſträume annimmt. In 
der Regel wird der Baudezernent oder der für 
Hausangelegenheiten zuſtändige Beamte zu be⸗ 
auftragen ſein. Er hat in geeigneten Fällen mit 
den Vertretern des Amtes für Schönheit der Arbeit 
in Verbindung zu treten. 

Die Beauftragten des Amtes für Schönheit der 
Arbeit haben keine Kontroll⸗ oder Anordnungs⸗ 
befugniſſe. Die Entſcheidung verbleibt in jedem 
Falle den Behörden. 

Alle Aufwendungen zur Verſchönerung der 
Dienſtgrundſtücke,⸗gebäude und räume haben ſich 
im Rahmen der dafür haushaltsmäßig zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mittel zu halten. 

Den Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
wird empfohlen, entſprechend zu verfahren. 


In meiner Verwaltung iſt in gleicher Weiſe zu 
verfahren. Ich erſuche daher um entſprechende 
weitere Veranlaſſung. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 

Berlin, den 23. Oktober 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 
An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 


brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
Z II a 4016 I/II. 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 459.) 


520. Sonderurlaub zur Teilnahme an den 
Feierlichkeiten am 9. November 1937 in 
München. 


Behördenangehörigen, die an den Feierlichkeiten 
am 8. und 9. November 1937 am Mahnmal und der 
Ewigen Wache in der Hauptſtadt der Bewegung auf 
Veranlaſſung oder mit Billigung der NSDAP. 
teilnehmen, kann der erforderliche Urlaub erteilt 
werden. Abſchn. B Ziff. 4 der Richtlinien vom 
12. Januar 1936 — II SB 6461/907 — (RMBli V. 
S. 49) findet entſprechend Anwendung. 

Zuſatz für die oberſten Reichsbehörden, den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten und den Preußiſchen Finanzminiſter: 

Zur Veröffentlichung in den dortigen Amts⸗ 

blättern. 


Berlin, den 23. Oktober 1937. 


Zugleich im Namen ſämtlicher Reichsminiſter, 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten und ſämtlicher 
Preußiſchen Staatsminiſter: 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, den Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten, den Preußiſchen Finanzminiſter, den 
Präſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts und das Reichsbankdirektorium. — II SB 
6461/5415. 


* * 
* 


Abſchrift unter Bezugnahme auf meinen Rund» 
erlaß vom 27. Januar 1937 — 2 IIa 235/36 — 
(RMinAmtsbltſch Wiſſ. S. 83) zur Kenntnis. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 28. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
Z 11a 4655. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 459.) 


b) Für Preußen 
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Wiſſenſchaft 
a) Für das Reich 


521. Internationaler Leihverkehr. 


Im Einverſtändnis mit dem Auswärtigen Amt 
ordne ich für die mir unterſtellten Staats⸗, Landes⸗, 
Univerſitäts⸗ und Hochſchulbibliotheken hiermit an, 
daß der internationale Leihverkehr vom 1. Oktober 
1937 ab nach der in einem Abdruck beigefügten 
„Ordnung für den Internationalen Leihverkehr 
(JL V.)“ und den hierzu von mir am heutigen Tage 
en Ausführungsbeſtimmungen ftattzufinden 
hat. 

Berlin, den 21. September 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Groh. 


An den Herrn Generaldirektor der Preußiſchen 
Staatsbibliothek, Berlin, die Herren Univerſitäts⸗ 
kuratoren (einſchl. Frankfurt a. M. und Köln), 
die Herren Rektoren der Techniſchen Hochſchulen, 
den Herrn Oberpräſidenten als Kurator der 
Akademie Braunsberg in Königsberg i. Pr. und 
die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen). — W E 2545. 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 460.) 
* 


Anlage 1. 


Ordnung 
für den Internationalen Teihverkehr (ILP.). 


1. Aufgabe des J. 

Der JL V. hat die Aufgabe, Bücher, die für 
wiſſenſchaftliche Arbeiten benötigt werden und die 
in Bibliotheken des Inlandes nicht vorhanden ſind, 
von ausländiſchen Bibliotheken auf dem ſchnellſten, 
billigſten und ſicherſten Wege zu beſchaffen. 


2. Teilnahme am JV. 


Am JL V. nehmen die Bibliotheken teil, die ſich 
unter Anerkennung dieſer Regeln zur vollen Gegen⸗ 
ſeitigkeit bereit erklären. Die Anmeldung erfolgt 
beim Generalſekretär des Internationalen Ver⸗ 
bandes der Bibliothekarvereine durch Vermittlung 
der nationalen Zentralſtelle (vgl. $ 9) oder, wenn 
dieſe fehlt, durch den Bibliothekarverein oder einen 
der Bibliothekarvereine des eigenen Landes. Biblio⸗ 
theken, die ſelbſt eine Verpflichtung zur vollen 
Gegenſeitigkeit nicht übernehmen dürfen, können 
trotzdem am JL V. teilnehmen, wenn die Zentral⸗ 
ſtelle des eigenen Landes ſich verpflichtet, die ge⸗ 
ſuchten Bücher aus anderen Bibliotheken des Landes 
zu beſchaffen. 

3. Koſten. 


Die entleihende Bibliothek trägt alle durch die 
Hin⸗ und Rückſendung der Bücher entſtehenden 
Koſten an Porto, Verſicherung und Verpackung. 
Sie haftet auch für alle vorkommenden Beſchädi⸗ 
gungen und Verluſte der Bücher. 


4. Verſendung der Beſtellungen und der Bücherpakete. 


Die Beförderung der Briefe, Druckſachen und 
Pakete erfolgt durch die Poſt. Die Sendungen des 
JL V. ſind äußerlich durch einheitliche Aufklebe⸗ 
marken zu kennzeichnen. Jeder Sendung iſt ein 
Formular mit Angabe der Zahl der darin ent⸗ 
haltenen Beſtellſcheine oder Bände beizufügen. 
Die Formulare ſind in franzöſiſcher Sprache oder 
in der Nationalſprache mit franzöſiſcher Überſetzung 
abzufaſſen. Die Empfangsſcheine können als Beſtell⸗ 
ſcheine dienen, wenn die Bibliothek des anderen 
Landes dieſe Vereinfachung zuläßt. 


5. Leihfriſt. 


Die Leihfriſt beträgt im allgemeinen einen 
Monat ausſchließlich der Hin⸗ und Rückſendung. 
Die verleihende Bibliothek kann dieſe Friſt ver⸗ 
längern und verkürzen. 


6. Ermittlung. 

Jede Bibliothek hat die Pflicht, ſich vor Ab⸗ 
ſendung einer Beſtellung an das Ausland davon 
zu überzeugen, daß das gewünſchte Buch im eigenen 
Lande nicht vorhanden iſt. 


7. Einſchränkungen bei der Verſendung. 
een von der Verſendung ſind in der 
ege 


1. im Inland viel gebrauchte Bücher und Zeit⸗ 
ſchriften, 

2. Werke von ſo hohem Wert, daß ſie auch im 
Inland nicht verſandt werden, 

3. Werke, die durch den Buchhandel zu beſchaffen 
ſind und deren Verkaufspreis den Gegenwert 
von 3 Schweizer Goldfranken nicht über⸗ 
ſchreitet. 

Bücher, die im Inland vorhanden, aber zur Zeit 
verliehen ſind, ſollen nicht durch den JV. beſtellt 
werden. 

Handſchriften werden möglichſt unter den gleichen 
Bedingungen wie Druckſchriften verliehen, doch muß 
die Entſcheidung darüber von Fall zu Fall der 
Bibliothek überlaſſen werden, der ſie gehören. 


8. Weg der Sendungen. 


Die Bücherſendungen gehen direkt von Bibliothek 
zu Bibliothek, die Beſtellungen entweder auf dem 
gleichen Wege oder über die Zentralſtellen für 
den JL V. Die verleihende Bibliothek kann den 
Weg über die Zentralſtelle zur Bedingung machen, 
wenn eine Zentralſtelle vorhanden iſt. 


9. Einrichtung von Zentralſtellen. 


Es wird empfohlen, in jedem Land eine Zentral⸗ 
ſtelle für den JL V. einzurichten in Verbindung mit 
einer großen Bibliothek und möglichſt mit einem 
Auskunftsbüro und Geſamtkatalog. Dieſe Zentral⸗ 
ſtelle hat die Aufgabe: 

a) vom Ausland einlaufende Beſtellungen an ſolche 
inländiſche Bibliotheken weiterzuleiten, die ſie 
nach der Art ihrer Bücherbeſtände und nach 
ihrer Benutzungsordnung erledigen können; 

b) aus dem Inland einlaufende Beſtellungen 
daraufhin zu prüfen, ob die Bücher nicht in 
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einer inländiſchen Bibliothek vorhanden ſind, 
und die Beſtellungen erſt nach dieſer Prüfung 
in das Ausland weiterzuleiten; 

über die Beanſpruchung der Bibliotheken des 
eigenen Landes durch den JL V. Statiſtik zu 
führen und darüber dem Generalſekretär des 
Internationalen Verbandes jährlich Mitteilung 
zu machen; 

die bei den inländiſchen Bibliotheken vor⸗ 
handenen Apparate für Photographie, Photo⸗ 
kopie, Photomikrographie und Projektion zu 
ermitteln und dem Generalſekretär des Inter⸗ 
nationalen Verbandes anzuzeigen. 


oO 
— 


. 
— 


* 


Anlage 2. 


Ausführungsbeſtimmungen 
zur Ordnung für den Internationalen Ce ih- 
verkehr (JC B.). 


1. Die vorſtehende Ordnung für den JV. 
tritt mit dem 1. Oktober 1937 für die mir unter⸗ 
ſtellten Staats⸗, Landes-, Univerſitäts⸗ und Hoch⸗ 
ſchulbibliotheken in Kraft. 

2. Die in 8 9 der Ordnung vorgeſehene Zentral⸗ 
ſtelle für den JL V. iſt bei der Preußiſchen Staats⸗ 
bibliothek in Berlin NW 7, Unter den Linden 8, ein⸗ 
gerichtet. Für das Ausland beſtimmte Bücher⸗ 
beſtellungen ſind grundſätzlich dieſer Zentralſtelle 
zuzuleiten. Sie vermittelt die unmittelbare Zu⸗ 
ſendung der Bücher vom Ausland an die Bibliothek, 
von der die Beſtellung ausging. 

3. Im Verhältnis zu einer einzelnen aus⸗ 
ländiſchen Bibliothek können Aufgaben der Zentral⸗ 
ſtelle auf eine beſtimmte deutſche Bibliothek über⸗ 
tragen werden. 

4. Bücherbeſtellungen des Auslandes ſollen nach 
$9 der Ordnung über die Deutſche Zentralſtelle 
geleitet werden. Gehen Beſtellungen des Auslandes 
unmittelbar bei einer deutſchen Bibliothek ein, ſo 
bleibt es dieſer bis zu weiterer Anordnung über⸗ 
laſſen, die Beſtellung ohne weiteres zu erledigen. 
Beſtellungen, die nicht ausgeführt werden können, 
weil das beſtellte Buch nicht vorhanden oder nicht 
verleihbar iſt, ſind an die Deutſche Zentralſtelle 
weiterzuleiten. 

In jedem Fall iſt darauf zu achten, daß ent⸗ 
ſprechend 8 6 der Ordnung durch Beſcheinigung der 
Zentralſtelle oder der größten Bibliothek des be⸗ 
treffenden Landes der Nachweis dafür erbracht iſt, 
daß die gewünſchten Bücher in keiner öffentlichen 
Bibliothek des eigenen Landes vorhanden ſind. 
5. Stadtbibliotheken, Bibliotheken wiſſenſchaft⸗ 
licher Anſtalten und höherer Schulen, die zur Teil⸗ 
nahme am Deutſchen Leihverkehr zugelaſſen ſind, 
konnen nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen ebenfalls 
Bücher durch den JL V. beſchaffen. 

6. Die am JL V. beteiligten Bibliotheken melden 
der Deutſchen Zentralſtelle jährlich am 15. April 
die Zahl der von ihnen im abgelaufenen Geſchäfts⸗ 
jahr durch den JL V. abgeſandten und der bei ihnen 
eingegangenen Beſtellungen und die Art der Er⸗ 
edigung. 

7. Formblätter für den JL V. können von der 
Deutſchen Zentralſtelle bezogen werden. 


8. Die preußiſche „Ordnung für die Verleihung 
von Handſchriften und Drucken au außerdeutſche 
Bibliotheken“ vom 4. Juni 1925 — U K 908 — 
und die entſprechenden Beſtimmungen der außer⸗ 
preußiſchen Länder treten am 30. September 1937 
außer Kraft. 


Berlin, den 21. September 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Groh. 
W E 2545/37, 


522. Ordnung der erſten Prüfung für das 
Lehramt an Volksſchulen. 


A. Sinn der Prüfung. 


In der erſten Prüfung für das Lehramt an 
Volksſchulen ſoll der Prüfling ſeine Eignung zum 
Volksſchuldienſt nachweiſen. Das Urteil darüber, 
ob er befähigt iſt, in einer Volksſchule im Geiſte 
des Nationalſozialismus zu erziehen und zu unter⸗ 
richten, kann jedoch nicht ausſchließlich Ergebnis der 
Prüfung ſein, ſondern es muß auch auf Grund des 
Verhaltens und der Leiſtungen des Prüflings 
während der Studienzeit gefunden werden. Dienſt⸗ 
bereitſchaft für Volk, Bewegung und Staat, Auf⸗ 
geſchloſſenheit für deutſches Volkstum, Feſtigkeit 
des Charakters und politiſche Zuverläſſigkeit ſind 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung zur Prüfung. 
Deshalb ſind Verhalten und Leiſtungen in der 
NSDAP. und ihren Gliederungen, im Arbeits⸗ 
dienſt und in der Studentenſchaft mit entſcheidend 
ſowohl bei der Zulaſſung zur Prüfung als auch 
für das abſchließende Urteil. d 

Weiterhin muß der Student ſchon vor Beginn der 
Prüfung nachgewieſen haben, daß er fähig iſt, den 
Unterricht einer Volksſchulklaſſe zu übernehmen, 
ſich in neue Unterrichtsgebiete einzuarbeiten und 
die ihm anvertrauten Kinder ſo zu führen, daß ſie 
ihm freudig folgen. 

Die Prüfung ſelbſt ſoll erweiſen, daß der 
Student auf den Gebieten der Erziehungswiſſen⸗ 
ſchaft und Unterrichtslehre ſelbſtändig arbeiten 
kann, daß er mit den wichtigſten Ergebniſſen der 
pädagogiſchen Hilfswiſſenſchaften vertraut iſt und 
ſich weiterhin mit ihnen vertraut machen kann. 

Die allgemeinen Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
laſſung zur Prüfung gelten auch für Studentinnen. 
Bei den Prüfungen der zukünftigen Lehrerinnen 
ſind die Aufgaben der Mädchenerziehung zu berück⸗ 
ſichtigen, und zwar nicht nur in den beſonderen 
weiblichen Prüfungsgebieten (Handarbeiten, Haus⸗ 
haltskunde), ſondern entſprechend dem voraus⸗ 
gegangenen Studium auch in den übrigen Prü⸗ 
fungsgebieten. 


B. Gegenſtand der Prüfung. 
Die Prüfungsgebiete ſind: 
1. Erziehungswiſſenſchaft, N 
2. Charakterkunde und Jugendkunde, 
3. Vererbungslehre und Raſſenkunde, 
4. Volkskunde, 
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5. Allgemeine und Beſondere Unterrichtslehre: 


In den einzelnen Prüfungsgebieten ſind fol⸗ 
gende Anforderungen zu ſtellen: 

Zu 1: Erziehungswiſſenſchaft. 

Der Prüfling ſoll das Leben der Gegenwart 
vom Geſichtspunkte der Erziehung aus betrachten 
können. Er ſoll eine klare Vorſtellung von den 
Erziehungsordnungen des deutſchen Volkes haben 
und von dem Anteil, den Staat, Partei und ihre 
Gliederungen, Arbeitsdienſt, Wehrmacht, Berufs⸗ 
verband, Hitler⸗Jugend, Schule und Familie an 
der Geſamterziehung haben; er ſoll das Weſen 
dieſer Ordnungen und ihre wechſelſeitigen Be⸗ 
ziehungen erkannt haben. Beſonders müſſen ihm 
die Stellung der Schule im Erziehungsweſen, ihre 
eigentümlichen Aufgaben und die Anforderungen 
vertraut ſein, die der nationalſozialiſtiſche Staat 
an ſie ſtellt. 

Er ſoll ferner die großen Erziehungsſyſteme der 
Vergangenheit und Gegenwart im Zuſammenhange 
mit der deutſchen Geſamtgeſchichte überblicken und 
ihre politiſchen und geiſtigen Vorausſetzungen er⸗ 
kannt haben. Die Geſchichte der Schule und des 
Unterrichts darf hierbei nur als ein Teilgebiet der 
Geſamtgeſchichte der Erziehungsſyſteme betrachtet 
werden. Auch die für unſere Lage aufſchlußreichen 
ausländiſchen Erziehungs⸗ und Schulverhältniſſe, 
insbeſondere das Erziehungsweſen in den aus⸗ 
landsdeutſchen Gebieten, ſoll der Prüfling kennen. 
Erzieher, Erziehungsſyſteme oder Schulverhältniſſe, 
mit denen ſich der Prüfling beſonders beſchäftigt 
hat, ſind vom Prüfenden zu berückſichtigen. 

Zu 2: Charakterkunde und Jugendkunde. 

Der Prüfling ſoll eine gewiſſe Fähigkeit er⸗ 
worben haben, Menſchen, insbeſondere Jugendliche 
und Kinder, zu beobachten und zu beurteilen, aus 
ihrem Verhalten und ihren Äußerungen auf ihr 
Weſen und ihren Charakter zu ſchließen und dieſe 
Einſichten in eine Lehre vom menſchlichen Charakter 
einzufügen. Dabei find die für die Menſchen⸗ und 
Jugendführung und für den Unterricht wichtigen 
Erkenntniſſe von beſonderer Bedeutung. Die Er⸗ 
gebniſſe der allgemeinen Pſychologie find dabei 
ſoweit heranzuziehen, als ſie dazu beitragen können, 
die für den Erziehungs⸗ und Unterrichtszweck er⸗ 
forderlichen Maßnahmen entſprechend der Eigenart 
und der Altersſtufe der Kinder treffen zu lehren. 


Zu 3: Vererbungslehre und Raſſenkunde. 


Der Prüfling ſoll die Grundzüge der Ver⸗ 
erbungslehre und Raſſenkunde kennen und Ver⸗ 


ſtändnis für die nationalſozialiſtiſche Raſſengeſetz⸗ 
gebung und Bevölkerungspolitik nachweiſen. Er 
ſoll nicht nur über das nötige Einzelwiſſen ver⸗ 
fügen, ſondern ſich auch über die politiſche und 
geſchichtliche Bedeutung des Raſſegedankens im 
klaren ſein und zeigen können, wie die Erkenntniſſe 
der Vererbungslehre und Raſſenkunde in den 
Dienſt der Erziehung und des Unterrichts zu 
ſtellen ſind. 
Zu 4: Volkskunde. 


Der Prüfling ſoll mit den Grundzügen einer 
deutſchen Volkskunde vertraut ſein und nach⸗ 
weiſen, daß er die Bedeutung von Sitte und 
Brauchtum für das Leben des Volkes kennt. Er 
muß ſich mit einem volkskundlichen Sondergebiete 
(Hausbau, Tracht, Erzählgut, Volkslied uſw.) oder 
einem landſchaftlich enger begrenzten Teilgebiete 
des deutſchen Volksraumes eingehender befaßt haben 
und zeigen können, wie volkskundliche Erkenntniſſe 
in den Dienſt der Erziehung und des Unterrichts 
zu ſtellen ſind. 


Zu 5: Allgemeine und Beſondere Anterrichtslehre. 

Der Prüfling ſoll ſich über die Hauptfragen des 
Unterrichts und der Schulorganiſation ausſprechen 
können. Die leiblichen, charakterlichen und geiſtigen 
Vorausſetzungen für Erziehung und Schulung des 
einzelnen Menſchen und die Wege zum Erziehungs⸗ 
und Unterrichtserfolge müſſen ihm bekannt ſein. 

In den Gebieten der Beſonderen Unterrichts⸗ 
lehre hat der Prüfling ſeine Vertrautheit mit den 
wichtigſten Fragen der Unterrichtspraxis nach⸗ 
zuweiſen. Auf Grund eigener Beobachtungen und 
Erfahrungen und der Keuntnis des wichtigſten 
neueren Schrifttums ſoll er ſich über den gegen⸗ 
wärtigen Stand eines Unterrichtsgebietes aus⸗ 
ſprechen können. Er muß Verteilung und An⸗ 
ordnung der Unterrichtsgegenſtände überblicken 
können. Vor allem iſt darauf Wert zu legen, daß 
der Prüfling die einzelnen Unterrichtsgebiete nicht 
fachlich beſchränkt, ſondern vom Ganzen des Volks⸗ 
ſchulunterrichts her ſieht. Er ſoll vom Geſamtziele 
der Volksſchule aus die Einzelaufgaben eines be⸗ 
ſonderen Gebietes beſtimmen können. Auf die 
Kenntnis der Erziehungsformen und Unterrichts⸗ 
inhalte der Grundſchule und der wenig gegliederten 
Landſchulen iſt beſonderer Wert zu legen. 


C. Durchführung der Prüfung. 


1. Meldung zur Prüfung. 

Die Meldung zur Prüfung iſt früheſtens zu 
Beginn des vierten Halbjahres, ſpäteſtens zu Be⸗ 
ginn des fünften Halbjahres der Ausbildung an 
den Direktor der Hochſchule einzureichen. Bei⸗ 
zufügen find, ſoweit nicht ſchon bei den Akten der 
Hochſchule vorhanden: 

a) ein eigenhändig geſchriebener Lebenslauf, aus 
dem Studiengang, Eintritt und Mitarbeit in 
der NSDAP. und ihren Gliederungen, Teil- 
nahme an Lagern und Kurſen und die Mit⸗ 
arbeit in der Studentenſchaft zu erkennen ſind 
und in dem der Student zugleich Rechenſchaft 
über ſein Studium ablegen und Wünſche für 
die Prüfung äußern ſoll, 
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b) das Reifezeugnis oder die Beſcheinigung über 
die Zulaſſung zum Hochſchulſtudium ohne Reife⸗ 
zeugnis, 

e) gegebenenfalls Zeugniſſe über den abgeleiſteten 
Arbeitsdienſt, über die Mitarbeit in der Stu⸗ 
dentenſchaft und in der NSDAP. und ihren 
Gliederungen, 

d) mindeſtens zwei im Laufe des Studiums an⸗ 
gefertigte Arbeiten, wobei ein Bericht über 
das Stadt⸗ und Landſchulpraktikum als eine 
Arbeit angerechnet werden kann, 

e) Nachweiſe über die unterrichtspraktiſche 
Tätigkeit, 

t) ein von der Geſchäftsſtelle der Hochſchule aus⸗ 
geſtellter Ausweis über den ordnungsmäßigen 
Beſuch der Hochſchule, 

g) ein Nachweis der ariſchen Abſtammung nach 
Maßgabe der für die Anſtellung von Beamten 
geltenden Vorſchriften. 


2. Dozentenzeugniſſe. 


Die Dozenten haben dem Direktor zu dem von 
ihm anzugebenden Zeitpunkt Zeugniſſe über die 
Teilnahme der Studenten an den Veranſtaltungen 
im Wahlfach, an Leibesübungen, Übungen in 
Muſik, Geſang, Zeichnen und Werkarbeit (bezw. 
Handarbeiten und Haushaltskunde) und über die 
Unterrichtstätigkeit auszuſtellen. Sie müſſen ein 
Urteil über die Leiſtungen und das Verhalten des 
Studenten enthalten und ſind den Prüfungsakten 
beizufügen. 


3. Der Prüfungsausſchuß. 


An jeder Hochſchule wird ein Prüfungsausſchuß 
gebildet. Ihm gehören der Leiter des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes und die hauptamtlichen Dozenten der 
Hochſchule an. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung er⸗ 
nennt den Leiter des Prüfungsausſchuſſes. Der 
Leiter entſcheidet über Zulaſſung zur Prüfung, 
beauftragt die Dozenten zu prüfen und ſtellt das 
Geſamtergebnis der Prüfung feſt. 


4. Zulaſſung zur Prüfung. 
Der Student iſt von der Prüfung zurückzuweiſen, 

a) wenn ſein Charakter oder ſein politiſches Ver⸗ 
halten den geſtellten Anforderungen nicht ge⸗ 
nügen, 

p) wenn er nicht ordnungsgemäß ſtudiert hat, 

e) wenn das Ergebnis ſeiner Ausbildung, ins⸗ 
beſondere ſeiner Unterrichtstätigkeit, auf Grund 
der Dozentenzeugniſſe nicht mindeſtens als 
ausreichend zu bewerten iſt. 

Gegen die Abweiſung kann binnen vierzehn Tagen 
nach der Eröffnung Berufung beim Reichs- und 
Preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung eingelegt werden. 


5. Zeitpunkt der Prüfung. 


„Die Prüfung findet früheſtens am Schluß des 
vierten Ausbildungshalbjahres, ſpäteſtens vor Ve⸗ 
ginn des ſechſten Ausbildungshalbjahres ſtatt. Der 
Prüfungstermin wird jeweils beſonders bekannt⸗ 
gegeben. Verſäumt der Prüfling unentſchuldigt 


die Zeitpunkte zur Anfertigung der ſchriftlichen 
Arbeit oder der mündlichen Prüfungen, ſo gilt die 
Prüfung als nicht beſtanden, falls er nicht ge⸗ 
nügende Gründe für dieſe Verſäumnis anführen 
kann. Tritt ein Prüfling von der Prüfung zurück, 
ohne daß zwingende Gründe den Rücktritt recht⸗ 
fertigen, ſo gilt die Prüfung als nicht beſtanden. 


6. Die ſchriftliche Prüfung. 

Jeder Prüfling hat eine Hausarbeit in einem 
der unter Abſchn. B Abſ. 1 Nr. 1—5 genannten 
Prüfungsgebiete anzufertigen. Das Thema wird 
ihm ſpäteſtens zwei Wochen nach der Meldung 
zur Prüfung vom Leiter des Prüfungsausſchuſſes 
zugeſtellt. Die Arbeit ſoll zeigen, daß der Prüfling 
auf einem Gebiete ſelbſtändig arbeiten und ſeine 
Erkenntniſſe klar und in gutem Deutſch darſtellen 
kann. Der Prüfling kann ſelbſt wählen, in welchem 
Lehrgebiete er ſchriftlich geprüft werden will. Die 
Aufgabe für die ſchriftliche Prüfung ſtellt ihm der 
Leiter nach Rückſprache mit dem zuſtändigen 
Dozenten zu. 

Die Arbeit iſt binnen acht Wochen nach der 
Zuſtellung der Aufgabe an den Prüfling beim 
Leiter des Prüfungsausſchuſſes abzugeben. Kann 
ein Student hinreichend begründen, daß er nicht 
in der Lage iſt, die Arbeit zu dem feſtgeſetzten 
Zeitpunkt abzuliefern, ſo kann ihm auf Antrag 
der Leiter des Prüfungsausſchuſſes nach Rückſprache 
mit dem zuſtändigen Dozenten die Friſt um höchſtens 
acht Wochen verlän „ In Aüsnähmefällen, 
B. bei amtsürzlich beſcheinigter Krankheit des 
Prüflings, kann der Leiter den Rücktritt von der 
Prüfung und damit die Rückgabe der geſtellten 
Aufgabe genehmigen. 

Am Schluſſe der Arbeit hat der Prüfling zu 
verſichern, daß er die Arbeit ſelbſtändig angefertigt 
und außer den angegebenen keine weiteren Hilfs⸗ 
mittel benutzt hat. 

Jede Arbeit wird von zwei hauptamtlichen 
Dozenten beurteilt. Sie haben dem Leiter ein 
ausführliches Gutachten und ein Urteil über die 
Arbeit ſpäteſtens eine Woche vor Beginn der 
mündlichen Prüfungen einzureichen. 

Iſt die ſchriftliche Arbeit mit ungenügend be⸗ 
urteilt worden, ſo iſt der Prüfling von der münd⸗ 
lichen Prüfung zurückzuweiſen. Die Prüfung 
gilt als nicht beſtanden. 


7. Die mündliche Prüfung. 


Die mündliche Prüfung ſoll erweiſen, daß der 
Student auf den Gebieten der Erziehungswiſſen⸗ 
ſchaft, ihrer Hilfswiſſenſchaften und der Unterrichts⸗ 
lehre ſoviel erfahren und erkannt hat, daß er ſich 
über die Ergebniſſe dieſer Wiſſenſchaften zuſammen⸗ 
hängend und in gutem Deutſch äußern kann. Vor 
allem muß er imſtande ſein, den Wert dieſer Er⸗ 
gebniſſe für den nationalſozialiſtiſchen Staat, das 
deutſche Volk und die deutſche Volksſchule zu 
beurteilen. 0 4 

Jeder Prüfling hat fünf Einzelprüfungen von 
einer Geſamtdauer von etwa ein und ein viertel 
Stunde abzulegen. Er wird in Erziehungswiſſen⸗ 
ſchaft, Charakterkunde und Jugendkunde, Ver⸗ 
erbungslehre und Raſſenkunde, Volkskunde und 
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Allgemeiner und Beſonderer Unterrichtslehre ge⸗ 
prüft. Innerhalb der Prüfung in Unterrichtslehre 
iſt aus den Gebieten der Beſonderen Unterrichts⸗ 
und Erziehungslehre die Prüfung in deutſcher 
Sprache verbindlich. Außerdem hat er ſich noch 
nach Wahl einer Prüfung in zwei der unter B 5 b 
bis h und einem der unter B 51 bis n angeführten 
Gebiete der Beſonderen Unterrichts⸗ und Er⸗ 
ziehungslehre zu unterziehen. Es ſteht im Er⸗ 
meſſen des Leiters, die Prüfung auch auf die 
übrigen Fächer der Beſonderen Unterrichtslehre 
zu erſtrecken.“) 

Jede einzelne mündliche Prüfung iſt von min⸗ 
deſtens zwei Mitgliedern des Prüfungsausſchuſſes 
abzunehmen, vom Prüfenden und vom Schrift⸗ 
führer, der vom Vorſitzenden des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes beſtimmt wird. Für die mündlichen 
Prüfungen können Gruppen bis zu fünf Prüf⸗ 
lingen gebildet werden. 

Die prüfenden Dozenten haben dem Leiter 
eine Niederſchrift einzureichen, aus der Themen, 
Verlauf und Ergebnis der mündlichen Prüfungen 
hervorgehen und die vom Prüfenden und vom 
Schriftführer zu unterzeichnen iſt. 


8. Feſtſtellung des Prüfungsergebniſſes. 


Die Ergebniſſe der einzelnen mündlichen Prü⸗ 
fungen ſtellen die jeweils prüfenden Mitglieder 
des Prüfungsausſchuſſes feſt. 

Das Geſamtergebnis ſtellt der Leiter des Prü⸗ 
fungsausſchuſſes feſt. Es gründet ſich auf die 
Urteile in den Dozentenzeugniſſen, das Urteil 
über die ſchriftliche Arbeit und die Ergebniſſe der 
mündlichen Prüfung. Das Geſamturteil lautet: 
„mit Auszeichnung beſtanden“, „gut beſtanden“, 
„befriedigend beſtanden“, „ausreichend beſtanden“ 
oder „nicht beſtanden“. 

Die Prüfung iſt nicht beſtanden, wenn der 
Leiter des Prüfungsausſchuſſes noch während der 
Prüfung feſtſtellt, daß der Prüfling nach ſeinem 
Charakter, ſeinem politiſchen Verhalten und ſeinen 
Leiſtungen nicht geeignet iſt, ein Lehramt zu 
übernehmen. 

Sind die ſchriftliche Arbeit oder die Leiſtungen 
in einem Gebiete der mündlichen Prüfung als un⸗ 
genügend beurteilt worden, ſo gilt die Prüfung 
als nicht beſtanden. Die Prüfung in Allgemeiner 
und Beſonderer Unterrichtslehre gilt dabei als 
ein Gebiet. 

Der Leiter des Prüfungsausſchuſſes entſcheidet 
darüber, ob der Bewerber ſich noch einmal zur 
Prüfung melden darf und ob er im gegebenen 
Falle die geſamte Prüfung oder nur die vom 
Leiter zu beſtimmenden Teilprüfungen zu wieder⸗ 
holen hat. Der Leiter beſtimmt die Friſt, vor deren 
Ablauf der Bewerber ſich nicht wieder zur Prüfung 
melden darf. 

Verſucht ein Prüfling bei der Prüfung zu 
täuſchen, erweiſt ſich insbeſondere ſeine Ver⸗ 
ſicherung am Schluſſe der ſchriftlichen Arbeit als 
unwahr, oder verſtößt er erheblich gegen die Ord⸗ 
nung, ſo iſt er von der weiteren Teilnahme an der 


2) Falls der Prüfling in Religionslehre nicht geprüft 
Ae will, darf ſich die Prüfung nicht auf dieſes Fach 
erſtrecken. 


Prüfung auszuſchließen. Der Leiter erklärt darauf 
die Prüfung für nicht beſtanden. Er beſtimmt 
weiter, ob das Verſchulden ſchwer genug war, 
dem Prüfling für ein Studienhalbjahr oder zwei 
Halbjahre oder für immer die Wiederholung der 
Prüfung zu verbieten. Wird der Student zeit⸗ 
weilig von der Prüfung ausgeſchloſſen, ſo hat er 
bis zum Beginn ſeiner neuen Prüfung an der 
Hochſchule weiterzuſtudieren. Der Beſchluß, der 
einen Studenten für immer von einer Prüfung 
ausſchließt, tritt erſt in Kraft, wenn der Reichs⸗ 
und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung ihn beſtätigt. Über eine 
erſt nach der Prüfung entdeckte Verfehlung wird 
nachträglich beſchloſſen, wenn die Prüfung nicht 
beſtanden iſt. Iſt die Prüfung beſtanden, ſo iſt 
dem Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung zu berichten; 
dieſer kann nachträglich die Prüfung und das etwa 
ſchon ausgeſtellte Zeugnis für ungültig erklären. 


Wieder habn der pg 


Zur Wiederholungs⸗ oder Ergänzungsprüfung 
wird der Prüfling früheſtens nach ſechs Monaten 
wieder zugelaſſen. Der Leiter des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes beſtimmt, ob ſich der Prüfling durch 
ein weiteres Studium an der Hochſchule auf dieſe 
Prüfung vorzubereiten hat. Beſteht er die Wieder⸗ 
holungs⸗ oder Ergänzungsprüfung nicht, ſo kann 
nur der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung eine nochmalige 
Zulaſſung zur Prüfung genehmigen. 


10. Das Prüfungs zeugnis. 


Über das Ergebnis der Prüfung iſt dem Be⸗ 
werber ein Zeugnis auszuſtellen. 

Das Zeugnis über die beſtandene Prüfung 
enthält: 

a) den vollſtändigen Namen, den Geburtstag 
und Geburtsort des Bewerbers, Angaben, 
wann und wo er die Reifeprüfung beſtanden 
und wie lange und an welcher Hochſchule er 
ſtudiert hat, die Zeitpunkte der Meldung und 
der mündlichen Prüfung, 

b) die Aufgabe der ſchriftlichen Arbeit und das 
Urteil darüber (ſehr gut, gut, befriedigend, 
ausreichend, ungenügend), 

c) die Urteile über die mündlichen Prüfungen, 
wobei die Urteile in Allgemeiner und Be⸗ 
ſonderer Unterrichtslehre zu einem Geſamt⸗ 
urteil zuſammenzufaſſen ſind, 

d) das Urteil über die Lehrbefähigung (ſehr gut, 
gut, befriedigend, ausreichend, ungenügend), 

e) die Urteile in Leibesübungen, Muſik, Zeichnen 
und Werkarbeit (bezw. Handarbeiten und 


Mt Haushaltskande) auf Grund der Dozenten⸗ 


zeugniſſe (ſehr gut, gut, befriedigend, aus⸗ 
reichend, nicht befähigt) ,!) 


) Die Worte „einſchl. Schwimmen“ find im Prüfungs⸗ 
zeugnis zu ſtreichen, wenn der Prüfling kein ausreichendes 
Können im Schwimmen und Retten hat. 

Falls ein Prüfling ſich im Spiel mehrerer Inſtrumente 
ausgebildet hat, können zwei Inſtrumente in das Zeugnis 
eingetragen werden. Es ſind dabei diejenigen auszuwählen, 
in denen er am weiteſten fortgeſchritten iſt. 
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f) ein Urteil über die Leiſtungen im Wahlfach 
(mit ſehr gutem, gutem Erfolg, mit be⸗ 
befriedigendem Erfolg, mit ausreichendem Er⸗ 
folg, ohne Erfolg teilgenommen), 

g) das Geſamtergebnis der Prüfung (mit Aus⸗ 
zeichnung, gut, befriedigend, ausreichend, nicht 
beſtanden). 

Das Zeugnis iſt vom Leiter des Prüfungsausſchuſſes 
zu unterſchreiben. Iſt die Prüfung nicht beſtanden, 
ſo iſt dem Prüfling ebenfalls ein Zeugnis aus⸗ 
zuſtellen. Es enthält außer den genannten An⸗ 
gaben noch einen Vermerk darüber, ob der Be⸗ 
werber ſich nochmals zur Prüfung melden darf, 
ob er im gegebenen Falle die geſamte Prüfung 
oder nur Einzelprüfungen zu wiederholen hat und 
innerhalb welcher Zeit er ſich nicht wieder zur 
Prüfung melden darf. 


11. Der Wortlaut des Prüfungs- 
zeugniſſes. 


Zeugnis über die erſte Prüfung für das Lehramt 
an Volksſchulen. 


Bo maeboren an Tr 
ER EN beſtand die Reifeprüfung am 
e n e if ee 


bis — 
die Hochſchule.— für Lehrerbildung in 
Auf die Meldung vom 19... wurde er 
zur erſten Prüfung für das Lehramt an Volks⸗ 
ſchulen zugelaſſen. 

r 2 m. x 
Fr beurteilt. 

Der mündlichen Prüfung unterzog er ſich am 
e 19. mit folgendem Ergebnis: 
1. Erziehungswiſſenſchaft: . 
2. Charakterkunde und Jugendkunde: 3 
3. Vererbungslehre und Raſſenkunde: 
aer - 
5 ondere Unterrichtslehre: 


Auf Grund ſeiner Unterrichtstätigkeit und nach 
dem Ergebnis der Prüfung wird ſeine Lehr⸗ 
Befähigung als beurteilt. 

Nach den vorgelegten Dozentenzeugniſſen iſt er in 


Leibesübungen einſchl. 


Allgemeine und Beſ 


Schwimmen befähigt, 
Geſang und ſpiel befähigt, 
T befähigt, 


Patente ET: befädigt. 
et, „Anbei. Veranſtaltungen im Wahlfach 4 
hat e Erfolg teilgenommen. 
Er hat die erſte Prüfung für das Lehramt an 
Volksſchulen 


beſtanden. 


Der Leiter des Prüfungsausſchuſſes. 


* 


Vom Winterſemeſter 1937/38 an iſt an allen 
Deutſchen Hochſchulen für Lehrer⸗ und Lehre⸗ 
rinnenbildung und an dem Pädagogiſchen Inſtitut 
in Jena nach dieſer Prüfungsordnung zu prüfen. 


Berlin, den 12. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ru ſt. 


WL 2491 E IIa, E II b, M (a). 
(RMinAmtsblDDtſch Wiſſ. 1937 S. 461.) 


523. Teilnahme von Nöntgenaſſiſtentinnen 
an einem von der Deutſchen Arbeitsfront 
veranſtalteten Sonderlehrgang. 


In meinem Runderlaß vom 30. Juni 1937 
— 2 II a 2584 — (RMinAmtsblſch Wiſſ. S. 337) 
ſind die Aufgaben der Deutſchen Arbeitsfront und 
die Zuſammenarbeit der Hoheitsbehörden mit der 
Deutſchen Arbeitsfront dargelegt. Daraus iſt zu 
entnehmen, daß die fachliche Ausbildung der Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder Aufgabe der Behörden bleibt. 
Sofern fachtechniſche Bedenken nicht beſtehen und 
die Dienſt⸗ und Perſonalverhältniſſe es geſtatten, 
wird die Beteiligung an den von der Deutſchen 
Arbeitsfront eingerichteten Sonderlehrgängen für 
Röntgenaſſiſtentinnen den techniſchen Aſſiſtentinnen 
überlaſſen bleiben können. Der zur Teilnahme an 
einem ſolchen Lehrgang gewährte Urlaub iſt auf 
den Erholungsurlaub anzurechnen, es ſei denn, 
daß die Angeſtellte auf die Fortzahlung der Dienſt⸗ 
bezüge während der Beurlaubung verzichtet. 


Zuſatz für die Aniverſität Halle: 
Hierdurch findet der Bericht vom 14. Juni 1937 
— Nr. 3418 — ſeine Erledigung. 
Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 
Berlin, den 14. Oktober 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 
An die Hochſchulverwaltungen der Länder und die 


Herren Vorſteher der nachgeordneten Dienſtſtellen 
7 . Wiſſenſchaftsverwaltung. — WA 
1 5 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 465.) 


524. Beſchlüſſe des Internationalen Maß⸗ 
und Gewichtskomitees. 
Nachſtehend wird eine Mitteilung über die in 


dieſem Jahre von dem Internationalen Maß⸗ und 
Gewichtsfomitee und den ihm beigeordneten 
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Beratenden Komitees gefaßten Beſchlüſſe ver⸗ 
öffentlicht. 


Berlin, den 22. Oktober 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 
Bekanntmachung. — W O 2241. 
(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 465.) 


* 
Anlage. 


Mitteilung. 


Am 7. Juli d. Is. richtete der Direktor des 
Bureau International des Poids et Mesures in Sevres 
bei Paris an den deutſchen Botſchafter dortſelbſt ein 
Schreiben, durch das die deutſche Regierung um 
Bekanntgabe einer Mitteilung gebeten wird, in der 
über die Ergebniſſe der im Juni d. Js. abgehaltenen 
Konferenzen der Organe der Meterkonvention 
berichtet wird. 

Sachlich iſt hierzu zu bemerken, daß dieſe Über⸗ 
ſicht verſehentlich einen wichtigen Punkt, der die 
Feſtſetzung der Werte für die Beziehung der bis⸗ 
herigen internationalen elektriſchen Einheiten zu 
den künftigen abſoluten elektriſchen Einheiten be⸗ 
trifft, außer acht läßt. Wie ausdrücklich beſchloſſen 
worden iſt, handelt es ſich bei der Feſtſetzung der 
Werte für die genannten Beziehungen nicht um 
endgültige, ſondern nur um vorläufige 
Werte, deren Bekanntgabe ausſchließlich informa⸗ 
toriſchen Zwecken dienen ſoll. Um einer falſchen 
Auffaſſung in betreff der Bewertung der mit⸗ 
geteilten Zahlen vorzubeugen, konnte nicht auf 
dieſe zuſätzliche Erläuterung verzichtet werden. 

Die Mitteilung des Bureau International hat 
in deutſcher Überſetzung folgenden Wortlaut: 

Das Bureau International des Poids et Mesures 
gibt ſich die Ehre, über die folgenden Konferenzen 
zu berichten, die während des Monats Juni ſtatt⸗ 
gefunden haben: 

1. das Techniſche Unterkomitee für Elektrizität vom 
1. bis 8. Juni, 

2. das Beratende Komitee für Elektrizität vom 
10. bis 12. Juni, 

3. das Beratende Komitee für Photometrie am 
15. und 16. Juni, 

4. das Internationale Maß⸗ und Gewichtskomitee 
vom 23. bis 29. Juni. 

Auf Vorſchlag der Beratenden Komitees für 
Elektrizität und Photometrie hat das Internationale 
Maß⸗ und Gewichtskomitee folgende Beſchlüſſe 
gefaßt, die es — wegen ihrer Wichtigkeit — ſogleich 
den Regierungen zur Kenntnis zu bringen wünſcht. 


Elektriſche Einheiten. 


Das als Mittelwert der ſechs internationalen 
Einheiten des Widerſtandes, die in den nationalen 
Laboratorien von Deutſchland, den Vereinigten 
Staaten, von Frankreich, Großbritannien, Japan 
und den UR SS. aufrechterhalten werden, definierte 
internationale Ohm hat nach dem Stande vom 
März 1935 folgenden Wert: 


1 mittleres internationales Ohm = 1,00048 abſolute Ohm. 


Dieſer Wert ſcheint auf etwa zwei oder drei 
Einheiten der letzten Dezimale genau zu ſein. 


Die Abweichungen der einzelnen Widerſtands⸗ 
einheiten ( „internationales“ Ohm) von dem mitt⸗ 
leren Ohm betrugen im Dezember 1936: 


Deutſch land + 7 milliontel Ohm 
Ve digte Stagtenn 5 5 
Fiir ao oo + 1 95 75 
Großbritannien — 4 5 55 
Nile  Ae — 10 = = 
UMSSS Tee 0 


Das unter den gleichen Bedingungen wie bei 
dem Ohm definierte internationale Volt hat 
folgenden Wert: 

1 mittleres internationales Volt — 1, 00036 abſolute Volt. 


Dieſer Wert ſcheint auf einige Einheiten der letzten 
Dezimale genau zu ſein. 


Die Abweichungen der einzelnen Einheiten der 
elektromotoriſchen Kraft („ internationales“ Volt) 
von mittleren Volt betrugen im Januar 1937: 


Deulſc hand — 7 milliontel Volt 
2eremigte Saale =... 10 „ „ 
Jane), * 5 „ 
Großbritanniieieien ee " " 
andi! * 05 0 
F — 6 


Photometriſche Einheiten. 
ch e e l 


1. Vom 1. Januar 1940 ab wird die Einheit 
der Lichtſtärke ſo definiert, daß die Leuchtdichte des 
Schwarzen Körpers bei der Erſtarrungstemperatur 
des Platins 60 Lichteinheiten auf 1 cm? betragen 


oll. 

Dieſe Einheit wird „bougie nouvelle“ ge⸗ 
nannt, unter geeigneter Überſetzung dieſer Be⸗ 
zeichnung in andere Sprachen (deutſch: „Neue 
Kerze“). 


2.3) Die Werte der photometriſchen Größen der⸗ 
jenigen Lichtquellen, die eine andere Farbe 
wie die des primären Etalons haben, ſollen 
durch ein Verfahren beſtimmt werden, das der 
Augenempfindlichkeitskurve (Helligkeit) Rech⸗ 
nung trägt, die das Comité International des 
Poids et Mesures angenommen hat. 

b) Um den metrologiſchen Inſtituten der ver⸗ 
ſchiedenen Länder eine Gleichförmigkeit des 
Vorgehens beim Übergang von dem neuen 
primären Etalon zu den aus Glühlampen 
beſtehenden ſekundären Etalons zu ermöglichen, 
die eine höhere photometriſche Ausbeute haben, 
wird zur Zeit die Methode der blauen Filter 
angenommen, die beim Einſchalten zwiſchen 
das Photometer und eine der zu vergleichenden 
Lichtquellen auf den beiden Seiten des Photo⸗ 
meterſchirms die Empfindung der Gleich- 
farbigkeit erzeugen. 

Das Komitee iſt der Anſicht, daß keine Ver⸗ 
anlaſſung vorliegt, für den internationalen Gebrauch 
eine Abkürzung für die Bezeichnung „Neue Kerze“ 
einzuführen. 
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Reſolution II. 


Die nationalen Laboratorien werden gebeten, 
zwei Gruppen von ſechs Lampen bereitzuſtellen, 
deren eine bei der Farbtemperatur der Erſtarrung 
des Platins arbeitet, während die andere eine Farb⸗ 
temperatur von 2360ͤ beſitzt, und deren Licht⸗ 
intenſitäten in Neuen Kerzen ausgewertet werden. 

Es wird gebeten, dieſe Lampen vor dem 1. April 
1938 dem National Physical Laboratory zur Ver⸗ 
gleichung untereinander einzuſenden. 


Reſolution III. 

Unter geringfügiger Abänderung der dritten 
vom Internationalen Komitee auf ſeiner Tagung 
im Jahre 1933 (Proces Verbaux S. 66 und 165) 
gefaßten Reſolution bittet das Beratende Komitee 
die drei nationalen Laboratorien, die Beziehung 
zwiſchen der Lichtintenſität in einer angegebenen 
Richtung zur mittleren ſphäriſchen Intenſität für 
drei Vakuum⸗Wolfram⸗Lampen zu beſtimmen und 
dieſe Lampen dem National Physical Laboratory 
vor dem 1. April 1938 zu überſenden. 

Außerdem wurde vom Komitee eine vom 
Beratenden Komitee gefaßte Reſolution gebilligt, 
durch die die Schaffung eines photometriſchen 
Laboratoriums beim Bureau International als 
wünſchenswert bezeichnet wird. EI Ir 

Aus dieſer letzteren Entſchließung ergibt ſich für 
die vertragſchließenden Staaten die Tatſache, daß 
es ihnen in näherer oder fernerer Zeit geſtattet ſein 
wird, dem Bureau International Etalons der Licht- 
ſtärke zur Beglaubigung einzuſenden, wie dies 
bereits für die elektriſchen Etalons geſchieht. 


Thermometrie. 

Schließlich hat das Bureau International, einem 
ihm von verſchiedenen Seiten unterbreiteten Wunſch 
Folge gebend, Schritte zur Einſetzung eines Be⸗ 
ratenden Komitees für Thermometrie getan, das 
ſich in ähnlicher Weiſe wie die bereits beſtehenden 
Beratenden Komitees aus Vertretern der großen 
nationalen Laboratorien und namentlich ernannten 
Spezialiſten zuſammenſetzen ſoll. Dieſes neue 
Beratende Komitee wird die Beſtimmung haben, 
dem Internationalen Komitee in allen eine genaue 
Temperaturmeſſung betreffenden Fragen ſeinen 
Rat zu erteilen. 


525. Forſtliche Studienordnung. 


Auf Grund des § 5 Abſ. 1 der Verordnung über 
die Ausbildung für den höheren Forſtdienſt vom 
11. Oktober 1937 ordnen wir an: 

(1) Die Neuordnung des Studiums der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft tritt nach anliegender Studienordnung 
am 1. November 1937 in Kraft. 

(2) Die Hochſchulprüfungen werden bis zum 
Erlaß der neuen Prüfungsordnung mit Übergangs⸗ 
beſtimmungen noch nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen in Anpaſſung an die neue Studienordnung 
abgehalten. Bei den Prüfungen iſt in einer bis 
1. Oktober 1940 währenden Übergangszeit darauf 
Rückſicht zu nehmen, inwieweit der Prüfling ent⸗ 
ſprechend ſeiner Studienzeit den neuen Anforde⸗ 
rungen genügen kann. 


(3) Die bisher in den einzelnen Ländern 
geltenden Studienordnungen treten mit Ablauf des 
31. Oktober 1937 außer Kraft. 


Berlin, den 25. Oktober 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung des Staatsſekretärs: 
Kuniſch. 


Der Reichsforſtmeiſter 
und Preußiſche Landesforſtmeiſter. 
In Vertretung: von Keudell. 


An die Landesforſtverwaltungen (außer Preußen), 
die Herren Preußiſchen Landforſtmeiſter, den 
Herrn Landforſtmeiſter in Saarbrücken, den 
Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
und die Forſtlichen Hochſchulen in Eberswalde 
und Hann.⸗Münden. — Abdruck an das Bayeriſche 
Staats miniſterium für Unterricht und Kultus in 
München, den Herrn Reichsſtatthalter in Sachſen 
(Landesregierung), Miniſterium für Volksbildung, 
in Dresden, den Herrn Miniſter des Kultus 
und Unterrichts in Karlsruhe und den Herrn 
Reichsſtatthalter in Heſſen (Landesregierung) in 
Darmſtadt. — W 4474/37, Rfm. I 10944. 

(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 467.) 


Anlage. 
Jorſlliche Studienordnung. 


A. Richtlinien. 
ie 

1. Die deutſche Forſtwirtſchaft hat ſchon ſeit 
150 Jahren Gedanken des Nationalſozialismus in⸗ 
ſofern verwirklicht, als ſie den Gemeinnutz über 
den Eigennutz geſtellt, mit ihrer Arbeit in ſelbſtloſer 
Weiſe mehr für die kommenden als für die lebenden 
Geſchlechter geſorgt und ihre Tätigkeit auf dem 
Grundſatz der ewigen Nachhaltigkeit der Holz⸗ 
nutzung und Holzerzeugung aufgebaut hat. Die 
Anwendung dieſes Grundſatzes erhob die deutſche 
Forſtwirtſchaft und Forſtwiſſenſchaft zur erſten der 
Welt und hinterließ uns ein ſtattliches Erbe. 

2. In den Strömungen der ſie tragenden Zeit 
ſind jedoch auch die Forſtwirtſchaft und die Forſt⸗ 
wiſſenſchaft nicht von Irrtümern und falſchen 
Wegen frei geblieben; Ausbildung, Denken und 
Handeln der Forſtwirte waren zu einſeitig fach⸗ 
wiſſenſchaftlich bedingt und zu ſehr erwerbswirt⸗ 
ſchaftlich gerichtet. 

3. Der gewaltige Umbruch auf allen Gebieten 
des Volkslebens im Dritten Reich hat auch der 
deutſchen Forſtwirtſchaft neue große Aufgaben 
geſtellt. Der Gedanke, daß all unſer Schaffen 
Dienſt am Volke ſein ſoll, iſt nur von wahrhaft 
nationalſozialiſtiſchen Forſtwirten in die Tat um⸗ 
zuſetzen. Unſer Verhältnis zum Walde als einer 
Lebensgemeinſchaft, die dem deutſchen Volke nicht 
nur ſtoffliche, ſondern auch ſeeliſche Werte ver⸗ 
mitteln ſoll, hat ſich gegenüber der Einſtellung der 
letzten Jahrzehnte von Grund aus geändert. Der 
Begriff der Nachhaltigkeit erfährt heute wieder eine 
umfaſſendere, auf das Ganze bezogene Auslegung. 
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4. Klares Denken und genaues Rechnen ſowie 
die ſtändige Beachtung des Grundſatzes der Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit ſind für die gewiſſenhafte und ver⸗ 
antwortungsbewußte Verwaltung des wertvollen 
Volksgutes Wald nach wie vor unerläßlich. Der 
Forſtmann darf aber ſein Planen und Handeln 
nicht darin erſchöpfen, ſondern muß ſich ſtets der 
lebendigen Verbundenheit ſeiner eigenen Arbeit 
mit dem Volksganzen bewußt bleiben. 


I. 


1. Es gilt daher, das Studium der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft auf das Volk, um deſſentwillen wir 
Forſtwirtſchaft betreiben, zu beziehen und mit 
nationalſozialiſtiſchem Geiſte zu erfüllen. 

2. Der Forſtwirt und beſonders der Forſt⸗ 
beamte, der ſeinen Beruf liebt, iſt zwar ſchon durch 
die Art ſeiner Betätigung nicht auf eigennütziges 
Gewinnſtreben, ſondern auf den Dienſt an der 
Geſamtheit unter Zurückſtellung der eigenen Perſon 
ausgerichtet. Er läuft inmitten der ewig jungen, 
freien Natur weniger Gefahr, ſeine inneren Werte 
zu verlieren und die Tiefe mit der Oberfläche zu 
vertauſchen. 

3. Gleichwohl benötigt gerade der auf ſich 
allein geſtellte verantwortliche Leiter eines forſt⸗ 
lichen Betriebes außer einem gründlichen Fach⸗ 
wiſſen und der Fähigkeit zu ſelbſtändiger wiſſenſchaft⸗ 
licher Arbeit eine unzerſtörbare Grundlage welt⸗ 
anſchaulicher Erkenntniſſe, ein charakterlich ge⸗ 
feſtigtes inneres Verhältnis zu Volk und Staat 
und eine gediegene Allgemeinbildung. Er ſoll 
als fachlich tüchtiger Forſtmann in tiefer Natur⸗ 
verbundenheit die unerſchöpflichen Kräfte der Natur 
in einfühlender und geſtaltender Arbeit ſinnvoll 
leiten; er ſoll aber auch als vorbildlicher national⸗ 
ſozialiſtiſcher Betriebsführer ein treuſorgender 
Freund feiner Arbeiterſchaft und Berater der Be⸗ 
völkerung ſein. 

4. Der Student der Forſtwiſſenſchaft ſoll ſich 
daher zunächſt in den erſten drei Semeſtern auf 
einer der ſechs Hochſchulen mit forſtlichem Studien⸗ 
gang die grundlegenden Kenntniſſe unſeres völkiſchen 
und raſſiſchen Rechts⸗, Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
lebens aneignen. Gleichzeitig ſoll er das Studium 
der allgemeinen naturwiſſenſchaftlichen Grund- 
fächer betreiben. 

Vom vierten Semeſter ab ſoll der Student über 
die angewandten naturwiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
fächer zu den eigentlichen Fachwiſſenſchaften vor⸗ 
dringen und mit reger eigener Mitarbeit in Semi⸗ 
narien und wiſſenſchaftlicher Tätigkeit das Studium 
vollenden. 

5. Dem Studenten der Forſtwiſſenſchaft wird 
empfohlen, ſich während des Studiums ſeiner 
Neigung entſprechend in allgemeinen Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften und nichtforſtlichen Wiſſensgebieten fort⸗ 
zubilden. 1 

III. 


1. Das Studium der Forſtwiſſenſchaft erfordert 
eine Studienzeit von mindeſtens ſieben Semeſtern 
und eine praktiſche Lehrzeit von ſieben Monaten. 

Das Studium ſoll dem Studenten wiſſenſchaft⸗ 
lichen Geiſt vermitteln und ihn befähigen, die Auf⸗ 
gaben ſeines Berufes richtig anzufaſſen und zu 
durchdringen. 


Kenntniſſe vorwiegend praktiſchen Inhalts, deren 
Beherrſchung ſpäter im Dienſte gefordert wird und 
handwerkliche Gewandtheit verlangt, ſollen ſoweit 
als möglich in der praktiſchen Lehrzeit und im 
Vorbereitungsdienſt gelehrt werden. 

2. Das Studium beginnt mit Rückſicht auf den 
Abſchluß des aktiven Wehrdienſtes grundſätzlich 
im Winterſemeſter. 

3. Der Student hat mindeſtens drei Semeſter 
dem Studium der Grund wiſſenſchaften 
(Vorſtudium) zu widmen, das mit der Ab⸗ 
legung der Vorprüfung abſchließt. 

4. Darauf folgt die praktiſche Lehr⸗ 
zeit, die im März beginnt und im Oktober 
endigt; ſie bezweckt die forſtliche, arbeitstechniſche 
und jagdliche Vorbildung des Studenten in be⸗ 
ſonders zu beſtimmenden Forſtbetrieben und 
Ausbildungslagern. 

Ausländiſche Studenten der Forſtwiſſenſchaft 
können auf Antrag zur Ableiſtung der Lehrzeit 
zugelaſſen werden. I 

Für die Ableiſtung der Lehrzeit gelten die für 
die Anwärter des höheren Forſtdienſtes erlaſſenen 
Beſtimmungen. 

5. Sodann ſind, beginnend mit dem Winter⸗ 
ſemeſter, mindeſtens vier Semeſter auf das Studium 
der Fach wiſſenſchaften (Fachſtudiu m) 
zu verwenden, das mit der Hochſchulſchluß⸗ 
prüfung abſchließt. 

6. Die Beſtimmungen über die Durchführung 
der Hochſchulprüfungen erſcheinen geſondert. 


IV. 


1. Das Studium der Forſtwiſſenſchaft kann an 
folgenden ſechs Hochſchulen abgeleiſtet werden: 


Forſtliche Hochſchule Eberswalde, 

Forſtliche Hochſchule Hann.⸗Münden, 

Techniſche Hochſchule Dresden (Abteilung Forſt⸗ 
liche Hochſchule Tharandt), 

Univerſität München, 

Univerſität Freiburg, 

Univerſität Gießen. 


2. Die Anwärter für den höheren Forſtdienſt 
haben ihr Studium auf mindeſtens eine Forſtliche 
Hochſchule (Eberswalde, Hann.⸗Münden, Tharandt) 
und eine Univerſität (München, Freiburg, Gießen) 
zu verteilen. Als Austauſchſemeſter eignen ſich 
beſonders das vierte und fünfte Semeſter lerſte und 
zweite Fachſemeſter). 

3. Die Anwärter für den höheren Staats⸗ 
forſtdienſt können die Hochſchulſchlußprüfung nur an 
einer Hochſchule des Landes ablegen, in welchem 
ſie Anſtellung finden wollen. Länder ohne Forſtliche 
Hochſchule beſtimmen für ihre Anwärter die zu⸗ 
ſtändigen Hochſchulen. 

4. Den Studenten der Forſtwiſſenſchaft wird 
empfohlen, während der letzten zwei Semeſter des 
Fachſtudiums an der Hochſchule zu ſtudieren, an 
welcher ſie die Hochſchulſchlußprüfung ablegen 
wollen. 

5. Jeder Student der Forſtwiſſenſchaft ſoll 
einzelne Teilgebiete der Grund⸗ oder Fach⸗ 
wiſſenſchaften in tieferem Eindringen bearbeiten 
und hat hierüber mindeſtens zwei Seminarſcheine 
zur Hochſchulſchlußprüfung vorzulegen. 
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Außerdem hat der Student während des Vor⸗ 
und Fachſtudiums mindeſtens je ein Wahl⸗ 
prüfungsfach zu hören und eine Prüfung 
hierüber abzulegen. Dieſes Wahlprüfungsfach kann 
von der Hochſchule beſtimmt werden. 

6. Wer ſich der Vorprüfung oder der Schluß⸗ 
prüfung unterzieht, hat nachzuweiſen, daß er die 
zu den Prüfungsgebieten gehörenden Vorleſungen 
und Übungen belegt hat. 

7. Studenten der Forſtwiſſenſchaft, die zur 
Laufbahn des höheren Forſtdienſtes nicht zu⸗ 
gelaſſen ſind, können die Vorprüfung und die Hoch⸗ 
ſchulſchlußprüfung zuſammen mit den Anwärtern 
für den höheren Forſtdienſt nach den geltenden 
Beſtimmungen ablegen. Sie dürfen, wenn ſie beide 
Prüfungen beſtanden haben, die Bezeichnung 
„Diplomforſtwirt“ führen. 


. 


1. Die im Studienplan angegebenen Vor⸗ 
leſungsſtunden ſind Richtzahlen. Sie dürfen 
im einzelnen mit Zuſtimmung des Dekans bzw. 
Leiters oder Vertreters der Forſtlichen Abteilung 
über⸗ oder auch unterſchritten werden, ſoweit dadurch 
die Geſamtzahl der Wochenſtunden des betreffenden 
Semeſters nicht weſentlich geändert wird. 

Vorleſungen können auch in Form von Übungen 
oder Seminarien gehalten werden. 


Übungen und Seminarien ſind in den Studien⸗ 
plan nicht bei den einzelnen Vorleſungen, ſondern 
ſemeſterweiſe zuſammengefaßt eingeſetzt. 

2. Es können ſowohl einzelne Vorleſungen 
in Teilabſchnitte zerlegt und von verſchiedenen 
Dozenten geleſen werden, wie auch verſchiedene 
Vorleſungen zuſammengezogen und durch den⸗ 
ſelben Dozenten geleſen werden. Im letzten 
Falle iſt anzukündigen, welche Stoffgebiete des 
Studienplanes die Vorleſung in ſich vereint. 

Der Lehrſtoff iſt grundſätzlich in dem vom 
Studienplan feſtgelegten Semeſter vorzutragen. 
Umſtellungen ſind in Ausnahmefällen ſoweit zu⸗ 
läſſig, als die Freizügigkeit der Studenten dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

3. Die Eigenart der einzelnen Hochſchule kann 
durch Sondervorleſungen gepflegt und 
weiterentwickelt werden. 

Die einzelnen Hochſchulen ſollen ſich gegen⸗ 
ſeitig in dem beſonderen Ausbau einzelner Teil- 
gebiete ergänzen. 

4. Ausreichende Lehrwanderungen und Übungen 
im Gelände werden im gegenſeitigen Einvernehmen 
der Dozenten angekündigt. 

Der Sonnabend und ein halber Wochentag 
werden zu dieſem Zweck freigehalten. 
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B. Studienplan. 
Die Prüfungsgebiete find mit }, die Wahlprüfungsfächer mit o bezeichnet. 


1. Einführung in die Forſtwiſſenſchaf 2.20. . 


2. Grundwiſſenſchaften: 
a) Staatswiſſenſchaftliche: 


Als Grundlagen des Studiums der Forſtwiſſenſchaft ſind Vorleſungen 
über deutſches Recht, Volk, Staat, Wirtſchaft in einer Ausdehnung von 


10 bis 20 Wochenſtunden zu hören. 


Solche Vorleſungen werden gegenwärtig unter folgenden Be⸗ 


zeichnungen geleſen: 
Deutſches Recht 


Volk und Raſſe 
+ Volk und Wirtſchaft 
J Volkswirtſchaftslehre 


b) Naturwiſſenſchaftliche: 
1 
U 


’ 
* 
1 


Zuſammen 10 Prüfungsgebiete. Zuſammen Grundwiſſenſchaften 49, 
hierzu 25 v. H. Ubungen 


zuſammen Wochenſtunden .. 62. 


BE e 


77777 , ⁰ / ie ae . 3 2 


Sn r rer 


e 


+ Volkswirtſchaftspolitik)0 . 
r enge > 


a. rel Dre ee ns; 
322 


„ e e 


FFP 25 Sa 0 a kon en 
[Organiſche Chemie (ausgewählte Abjchnitte) . . . - - 
Geologie I: Allgemeine Grundlagen, Erdgeſchichte - Er 
1 „ II: Angewandte Geologie, Mineralogie, Petrographie für 

C ee : 

5 | Bodenkunde 1985 r re u: 

J 


„ 
ee 


n 


55 r 3% oa nu 
SNioenene e 
1 Syſtematiſche Botanik für Forſtleute (Holzarten und Standortspflanzen) 
Bau und Leben der Waldb meme 
F eee ee e u Rem en u 
+ Meteorologie (ausgewählte Abſchn itte 

o Mathematik (ausgewählte Abſchnitt· )) 


„ 


„ 


„„ 


. 


Durchſchnittliche Stundenzahl 
der Vorleſungen: 


WS. SS. WS. 
Fir 


Weitere Wahlprüfungs⸗ 
fächer der Vorprüfung 
können vom Prüfungs⸗ 
ausſchuß. zugelaſſen 
werden, ſo insbeſondere: 

Volkskunde, 
Wirtſchaftsgeſchichte, 
Statiſtik, 
Geographie, 
Phyſik / 

Sprachen. 


14 Stunden Staatswiſſen⸗ 
ſchaften = 12 v. H. 


ese 
el 
de e ll 


00 
n 


133 Stunden Naturwiſſen⸗ 
| ſchaften = 280.9. 
I 


ee 


o 
d 


49 Stunden Grundwiſſen⸗ 
ſchaften = 42 v. H. 

Durchſchn. Wochenſtunden⸗ 
zahl. . 62:3 21. 


9, 


SIe e 
S|-oll!le!lwll 
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1) Kann auch mit Volkswirtſchaftslehre und Volk und Wirtſchaft zu einem Prüfungsfach verbunden werden; Finanz- 


wiſſenſchaft bleibt in dieſem Falle eigenes Prüfungsfach. 


470 Amtlicher 


Teil 


Durchſchnittliche Stundenzahl 
der Vorleſungen: 


3. Fachwiſſenſchaften: 


a) Forſtliche: 

Waldbau I: 

N II: T 
0 


Pathologie der Forſtpflanzen; ae gegen Pilze 
f 


7 r 
Forſtliche Vermeſſungslehre 
4 ! Holzmeßlehre 
Zuwachs lehre g, 8 
Forſteinrichtung I: Theorie 
Sr 
+ II: 


„„ „ W TTP ˖ Ä 


55 II: Technik der Holzernte und⸗bringung; Arbeitslehre) 

5 III: Holzverwertung und verwendung einſchl. Neben⸗ 

nußz ung 8 

ir eee eee e her ee 
+ Forſtpolitik einſchl. Forſtwirtſchaftsgeographie 
Holzmarktkunde 


Rechtskunde 15 
dr re 
Forſtleute | : 


7 
Forſtgeſchichte 
1 Forſtverwaltungslehre 


Forſtbenutzung I: Holzkunde leinſchl. mechaniſcher und chemiſcher 
N 


5 95 10 re en „ 
Strafrecht i 
Verwaltungs-, Beamten-, Arbeits⸗, Verſicherungs⸗ 

recht 


„ „ ae a un 


u ee ee a iahrarnıe, a a ee 


b) Sonſtige: 
I Jagdkunde ), syagpwtriichaft f 
Jagdrecht ee, 


SS. WS. 


5 6 7 


Weitere Wahlprü⸗ 
fungsfächer der Hoch⸗ 
ſchul⸗Schlußprüfung 
können vom Prü⸗ 
fungsausſchuß zu⸗ 
gelaſſen werden. 


tante 


„ese 


eee 


| 


F 


tete de 


Il 


es 
vo 0% 


8 te Grundlagen 


: Bewirtſchaftung der Fiſchwaſſer 


0 Landwirtſchaftslehre 


F„Ä§Üẽ—e . rer u 1000 Merl © 


oe Natur Er 


— 94 


Zuſammen 13 Prüfungsgebiete. 
hierzu: 20 v. H. 


zuſammen Wochenſtunden 


hierzu Grundwiſſenſchaften . 
. 155. 
Ohne Übungen u. Sem.: 49 + 67 = 116 Stunden. 


zuſammen Studienplan. 


Zuſammen Fachwiſſenſchaften. 
i Übungen 
20 v. H. Seminarien . 


12 
10 


67 Stunden Fach⸗ 
wiſſenſch. = 58 v. H. 
Durchſchnittl. Wochen⸗ 
ſtundenzahl: 
93:4 = 23 


67, 
1 


1) Bereits in Ausbildungslagern während der praktiſchen Lehrzeit behandelt. 


526. Studienpläne und Prüfungs ordnungen. 


Aus gegebener Veranlaſſung weiſe ich darauf 
hin, daß die Neuaufſtellung von Studienplänen 
und Prüfungsordnungen ſowie Anderungen der⸗ 
ſelben ſtets meiner Genehmigung bedürfen. 

Berlin, den 25. Oktober 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Dienſt⸗ 
ſtellen der Preußiſchen Wiſſenſchaftsverwaltung 
und die Hochſchulverwaltungen der Länder. — 
W J 4570/37, 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 470.) 


527. Meldungen der Lokal⸗ und Provinzpreſſe 
über Hochſchulangelegenheiten. 

Nach dem (nicht veröffentlichten) Erlaß vom 

23. Januar 1929 — U 1117 — an die Univerſitäts⸗ 

kuratoren der preußischen Univerſitäten ſollen Preſſe⸗ 


meldungen über die Univerſitäten oder ihre Ein⸗ 
richtungen regelmäßig am Schluſſe jedes Monats, 
wichtige Meldungen aber ſofort dem Miniſterium 
eingereicht werden. In Zukunft iſt die Vorlage 
nur auf die wirklich bedeutſamen Meldungen zu 
beſchränken. 

Auch die übrigen preußiſchen und außer⸗ 
preußiſchen Hochſchulen wollen künftig die in Be⸗ 
tracht kommenden Zeitungsausſchnitte auf dem 
Dienſtwege einreichen. 

Dieſer Erlaß wird 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 

Berlin, den 26. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Groh. 


nur im RMinAmtsbl. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Dienſt⸗ 
ſtellen der Preußiſchen Wiſſenſchaftsverwaltung 
und die Hochſchulverwaltungen der Länder. — 
W A 2415. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 470.) 
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Erziehung 
a) Für das Reich 


528. Verſetzung in die Oberſtufe der höheren 
Schulen. 


Ich mache ſchon jetzt darauf aufmerkſam, daß 
mein Erlaß vom 4. Juni d. Is. — E III a 1090 
E IId — (RMinAmtsblDtſch Wiſſ. S. 289) nicht 
auf das Schuljahr 1938/39 ausgedehnt werden 
wird, ſondern daß mit der Verſetzung aus der bis⸗ 
herigen O III nach O II der Abſchluß der Mittel⸗ 
ſtufe erreicht wird. Infolgedeſſen haben geeignete 
Maßnahmen der Schulleiter dahin zu wirken, daß 
der Lehrſtoff der früheren U 11 bis zum Schluß 
des laufenden Schuljahres erledigt wird. Das gilt 
beſonders für die Gebiete, die in geſchichtlichem 
Vorſchreiten in der U II die Gegenwart behandeln. 
Es iſt unbedingt, gegebenenfalls unter Zurück⸗ 
ſtellung anderer Stoffe, dafür zu ſorgen, daß 
FV der nötige Raum gegeben 
wird. 

Ein „Reifezeugnis“ wird fortan von den höheren 
Schulen nur noch den Schülern der Abſchlußklaſſe 
(bisher O I) auf Grund der Reifeprüfung erteilt. 
In allen anderen Fällen iſt nur ein Zeugnis über 
die Verſetzung in die nächſte Klaſſe auszuſtellen. 
Das Zeugnis der Schüler, die mit Erfolg die 5. Klaſſe 
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(O III) beſucht haben, lautet auf Verſetzung in die 
6. Klaſſe (O II). 

Nichtvollanſtalten bis höchſtens zur 5. Klaſſe 
einſchließlich bleiben als Zubringeſchulen beſtehen. 
Bei Mädchen⸗Oberſchulen kann die unterſte Klaſſe 
der Oberſtufe hauswirtſchaftlicher Form (6. Klaſſe) 
aufgeſetzt werden. 


Berlin, den 19. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Reichskommiſſar 

für das Saarland in Saarbrücken und die Unter⸗ 

richtsverwaltungen der Länder (außer Preußen). 

E III a 2488. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 471.) 


529. Lehrbücher für Kurzſchrift. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 13. Juli d. Is. 
— E III a 1890 Ella, E IV — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 362) gebe ich nachſtehend weitere 
Lehrbücher bekannt, die in den Schulen im Unterricht 
für Kurzſchrift benutzt werden dürfen. 


Verfaſſer Titel des Buches 


Laufende 
Nummer 


1. Eſchenbach⸗ Lehrbuch der Deutſchen Kurzſchrift. 
Rabus 


2. Fiſcher, Paul Praktiſcher Lehrgang für Deutſche 


Kurzſchrift. 


3. Fiſcher⸗-Ilgen Praktiſcher Fortbildungslehrgang 
der Deutſchen Kurzſchrift. 
4. Fiſcher⸗ Praktiſcher Eilſchrift⸗Lehrgang 
Röhricht der Deutſchen Kurzſchrift. 


5. [Geißler, Erich Lehrgang der Deutſchen Kurzſchrift. 


6. Moſer⸗Erbach Deutſche Kurzſchrift. Wegweiſer 


zur hohen Praxis. 


7. Winkler, Kurzer Lehrgang der Deutſchen 
Michael Kurzſchrift. 

8. Rödel, Hermann Kurzer Lehrgang der Deutſchen 
Kurzichrift. 


Berlin, den 20. Oktober 1937. 
Der Reichs- und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ehrlicher. 
An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 


Einteilung Verlag 


iz Verkehrsſchrift. 


Winklers Verlag (Gebr. Grimm), 
Fortbildung 


Darmſtadt. 


III. Eilſchrift. 


I. Verkehrsſchrift. Verlag H. Apitz, Berlin. 
Verlag H. Apitz, Berlin. 
Verlag H. Apitz, Berlin. 


I. Verkehrsſchrift. 
II. Fortbildung, Erweiterung 
und Praxis. 


Winklers Verlag (Gebr. Grimm), 
Darmſtadt. 


III. Gilſchrift. 


Winklers Verlag (Gebr. Grimm), 
Darmſtadt. 


Winklers Verlag (Gebr. Grimm), 
Darmſtadt. 


3. Auflage. 1937. 
I, Verkehrsſchrift. 


6.—8. Tauſend. 19386. Heckners Verlag, Wolfenbüttel. 


der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für höhere 
und Volksſchulen), die Herren Regierungspräſi⸗ 
denten, den Herrn Reichskommiſſar für das Saar⸗ 
land in Saarbrücken und die Unterrichtsverwal⸗ 
tungen der Länder (außer Preußen). — E III a 
2650 E IT a, E IV. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 471.) 
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530. Verzeichnis derjenigen privaten höheren 
Schulen, denen auf Grund der Vereinbarung 
der Länder über die gegenſeitige Anerkennung 
der Reifezeugniffe der höheren Schulen das 
Recht zur Abhaltung der Reifeprüfung mit 
Wirkung der gegenſeitigen Anerkennung ver⸗ 
liehen iſt, und der privaten Nichtvollanſtalten, 
die das Necht erhalten haben, Schlußprüfungen 
auf Grund der Schlußprüfung an den höheren 
Nichtvollanſtalten in Preußen vom 30. April 
1928 abzuhalten. 


1. In dem Verzeichnis derjenigen öffentlichen 
höheren Schulen uſw. (RMin Amtsbl0tſch Wiſſ. 
S. 381/82) iſt unter II. Nichtvollanſtalten, Mädchen⸗ 
ſchulen „Breslau: Städtiſches Lyzeum“ zu ſtreichen. 


2. In dem Verzeichnis derjenigen privaten 
höheren Schulen uſw. (RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 
S. 382) fällt „Stift Keppel: Dreijährige Frauen⸗ 
ſchule am privaten Lyzeum“ hier fort. Die Schule 
iſt eine öffentliche ſtiftiſche und gehört mithin auf 
Seite 381 des Reichsminiſterialamtsblattes unter 
„Weſtfalen“. 


Berlin, den 22. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ehrlicher. 


Berichtigung. — E III b 2586. 
(R Min Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 472.) 


531. Die Laufbahnen in der Luftwaffe. 


Der Herr Reichsminiſter der Luftfahrt wendet 
ſich mit einem Buche „Die Laufbahnen in der 
Luftwaffe“ an die deutſche Jugend, insbeſondere 
an die Berufsſchüler. Einige Stücke dieſes Buches 
werden Ihnen hierbei überſandt. 

Ich erſuche, dieſe Hefte den Schülerbüchereien 
der größeren Berufs- und Fachſchulen Ihres Auf⸗ 
ſichtsbereichs einzuverleiben. Ferner bitte ich, die 
Schüler aller Berufs⸗ und Fachſchulen im Unterricht 
auf das Buch aufmerkſam machen zu laſſen. 


Berlin, den 9. Oktober 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Heering. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, die 
Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Stadt⸗ 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin (Ab⸗ 
teilung für Berufs⸗ und Fachſchulweſen) in Berlin 
O 27, die Preußiſchen Oberbergämter und den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken. — E IV 11696. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 472.) 


532. Anfallverhütungstag für die 
Landwirtſchaft. 


Die Reichsarbeitsgemeinſchaft Schadenverhütung 
in Berlin Wo und der Reichsverband der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften in Kaſſel 
haben mir mitgeteilt, daß am 22. November 1937 
ein Unfallverhütungstag für die Landwirtſchaft 
durchgeführt werden ſoll. 


Jahraus, jahrein werden arbeitende Volks⸗ 
genoſſen durch die Nichtbeachtung der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften verletzt oder getötet. In 
den landwirtſchaftlichen Betrieben ſind jährlich nicht 
weniger als rund 300 000 Unfälle vorgekommen. 


Ich erſuche deshalb, den Unfallverhütungstag 
durch folgende Maßnahmen zu unterſtützen: In den 
landwirtſchaftlichen Berufs⸗ und Fachſchulen iſt im 
Rahmen des Unterrichts auf die Unfallverhütung, 
beſonders auf die Unfallgefährdung durch ſchadhafte 
Leitern und Treppen hinzuweiſen. Dort, wo die 
Vorausſetzungen vorhanden ſind, iſt die von dem 
Reichsverband der deutſchen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften geplante Sendung zum 
Unfallverhütungstag im Gemeinſchaftsempfang zu 
hören. Beſonders wertvoll ſcheinen mir Beſichti⸗ 
gungen von landwirtſchaftlichen und bäuerlichen 
Betrieben zu ſein, die muſtergültige Schutzvorrich⸗ 
tungen zur Ausſchließung von Unfällen haben. Bei 
der Auswahl dieſer Betriebe kann der Reichsverband 
der deutſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften herangezogen werden. 


Berlin, den 20. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder und 
die Herren Regierungspräſidenten. — E V 3878. 


(RMin Amtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 472.) 


533. Vorbereitungsdienſt für das Lehramt 
der Landwirtſchaft. 


Der zweijährige Vorbereitungsdienſt für das 
Lehramt der Landwirtſchaft ſchließt ein halbes Jahr 
praktiſch⸗pädagogiſche Tätigkeit an einer anerkannten 
Landwirtſchaftsſchule ein. Da die Landwirtſchafts⸗ 
ſchulen aber — mit Ausnahme von Sachſen (Land) — 
nur im Winter Unterricht haben, iſt es zur 
Vermeidung einer Verlängerung des Vorbe⸗ 
reitungsdienſtes erforderlich, den Landwirtſchafts⸗ 
referendaren, die nach Ableiſtung der einjährigen 
Wirtſchaftsberatung im Winterhalbjahr ihre wiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗:ädagogiſche Ausbildung an einer Hoch⸗ 
ſchule für Lehrerbildung erhalten haben, auch im 
Sommerhalbjahr Gelegenheit zur Ableiſtung des 
praktiſch⸗pädagogiſchen Halbjahres zu geben. 

Ich bin deshalb damit einverſtanden, daß die 
Landwirtſchaftsreferendare auch an gut geleiteten 
ländlichen Berufsſchulen mit hauptamtlichen Lehr⸗ 
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kräften unterrichten. Die Zuweiſung hat an eine 
anerkannte Landwirtſchaftsſchule zu erfolgen. Mit 
den Schulträgern iſt wegen Gewährung von Unter⸗ 
haltszuſchüſſen zu verhandeln. 

Ich erſuche, mir bis zum 15. Dezember jeden 
Jahres zu berichten, an welchen Schulen — Land⸗ 
wirtſchaftsſchulen mit Sommerunterricht und Be⸗ 
rufsſchulen — die Möglichkeit der Unterbringung 
von Landwirtſchaftsreferendaren beſteht. 


Berlin, den 23. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder und die 
Herren Regierungspräſidenten. — Abdruck an die 
Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, 
Schneidemühl, Breslau, Potsdam, Stettin, 
Magdeburg, Hannover, Schleswig, Münſter 
i. Weſtf., Wiesbaden und Koblenz für die Re⸗ 
gierungs⸗ und Landwirtſchaftsſchulräte. — Ab⸗ 
ſchrift zur Kenntnis an den Reichsbauernführer 
eee in Berlin SW 11. — EV 

973. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 472.) 


b) Für Preußen 
534. Nichtbeſchäftigung des Dr. Stabenow. 


Studienaſſeſſor a. D. Dr. Herbert Stabenow in 
Berlin NW 87, Cuxhavener Straße 10, iſt wegen 
Beleidigung, Verleumdung, falſcher Anſchuldigung 
und verſuchter Nötigung, die fortgeſetzt und in 
Tateinheit miteinander begangen worden ſind, 
zu neun Monaten Gefängnis verurteilt worden. 

Dr. Stabenow darf im Schuldienſt nicht mehr 
beſchäftigt werden. 

Berlin, den 14. Oktober 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ehrlicher. 

An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt (Abteilung für höheres Schul⸗ 
weſen) in Berlin, den Herrn Reichskommiſſar für 
das Saarland in Saarbrücken und die Herren 
Regierungspräſidenten. — E III e 2048. 

(RMin Amtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 473.) 


535. Erziehungsbeihilfen für die Schüler 
und Schülerinnen der der Abteilung für 
landwirtſchaftliches Ausbildungsweſen unter ⸗ 
ſtehenden Schulen. 

Mit Bezug auf den Erlaß vom 17. Auguſt 1937 

— E V 1384 — (RMinAmtsblDtſch Wiſſ. S. 403). 
Zur Gewährung von Erziehungsbeihilfen ſtehen 
für das Rechnungsjahr 1937 weitere 6450 RM, 


in Worten: Sechstauſendvierhundertfünfzig Reichs⸗ 
mark, zur Verfügung. 


Dieſer Erlaß wird nur im MinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 16. Oktober 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Döring. 


An ſämtliche Herren Oberpräſidenten und den Herrn 
Regierungspräſidenten in Sigmaringen. — EV 
3877. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 473.) 


Volksbildung 


a) Für das Reich 
536. Richtlinien für das Volksbüchereiweſen. 


Die zumeiſt von den Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden unterhaltenen, in der Regel als Volks⸗ 
(Stadt⸗, Gemeinde-) Büchereien bezeichneten öffent⸗ 
lichen Büchereien ſollen Bücher und andere Druck⸗ 
erzeugniſſe, die für die Volksgeſamtheit wichtig 
und wertvoll ſind, der allgemeinen Benutzung 
erſchließen. Es iſt vor allem ihre Aufgabe, das 
Erbe der völkiſchen Überlieferung zu pflegen, das 
für die politiſche und weltanſchauliche Schulung 
und die Berufsausbildung wichtige Schrifttum 
bereit zu halten, volkhaftes Unterhaltungsſchrifttum 
und gutes Jugendſchrifttum zu vermitteln. 

Die deutſche Volksbücherei verdankt ihre 
Leiſtungsfähigkeit und Verbreitung der Regſamkeit 
der deutſchen Gemeinden, die die volkstümliche 
Büchereiarbeit als eine weſentliche Aufgabe ge⸗ 
meindlicher Selbſtverwaltung in ihre Obhut nahmen. 
Indeſſen wurde in der Vergangenheit unter dem 
Einfluß konfeſſioneller und parteipolitiſcher Sonder⸗ 
beſtrebungen vielerorts noch die Errichtung von 
Volksbüchereien unterlaſſen, oder es wurden für 
ſie in Verkennung der Aufgabe ausreichende Mittel 
nicht bereitgeſtellt. Es wird daher beſonderer 
Anſtrengungen bedürfen, um Verſäumtes nach⸗ 
zuholen und vorhandene Lücken zu ſchließen. Ich 
rechne hierbei darauf, daß mich die Gemeinden 
und Gemeindeverbände in meinem Vorhaben, 
das deutſche Volksbüchereiweſen zu einer vor⸗ 
bildlichen Bildungseinrichtung zu entwickeln, nach 
Kräften unterſtützen werden. 

Die nachſtehenden, im Einvernehmen mit dem 
Herrn Reichsminiſter des Innern erlaſſenen Richt⸗ 
linien zeigen im einzelnen die Aufgaben auf, die 
ſich auf dem Gebiete des Volksbüchereiweſens für 
die gemeindliche Selbſtverwaltung ergeben und 
die von den einzelnen Gemeinden im Rahmen 
ihrer finanziellen und tatſächlichen Leiſtungsmöglich⸗ 
keiten gelöſt werden ſollen. Sie ſollen ferner einen 
zweckmäßigen überörtlichen Geſamtaufbau des 
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Volksbüchereiweſens und ſeine notwendige innere 
und äußere Einheit ſicherſtellen ſowie eine förder⸗ 
liche Zuſammenarbeit aller an ihm Beteiligten 
herbeiführen. 


IE 
Begriffsbeſtimmung der Volksbücherei. 


(1) Volksbüchereien im Sinne dieſes Erlaſſes 
ſind alle, insbeſondere aber die aus den Mitteln 
des Staates, der Gemeinden, Gemeindeverbände 
und öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften unter⸗ 
haltenen oder unterſtützten Büchereien, die, ohne 
gewerbliche Zwecke zu verfolgen, der allgemeinen 
öffentlichen Benutzung zugänglich ſind, ſofern ſie 
nicht, wie die wiſſenſchaftlichen Bibliotheken, Fach⸗ 
büchereien und ähnliche, ausſchließlich wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder fachlichen Zwecken dienen. 

(2) Sogenannte Einheitsbüchereien unterliegen 
— mit Ausnahme ihrer wiſſenſchaftlichen Ausleihe — 
den Beſtimmungen dieſes Erlaſſes. 

(3) In Zweifelsfällen iſt meine Entſcheidung 
herbeizuführen. 


IIe 
Unterhaltung und Leitung der Volksbücherei. 


(1) Die Unterhaltung einer Volksbücherei von 
angemeſſener Leiſtungsfähigkeit iſt ein weſentlicher 
Beſtandteil der Kultur⸗ und Bildungsaufgaben der 
Gemeinden. 

(2) Es iſt anzuſtreben, daß in jeder Gemeinde, 
die 500 und mehr Einwohner hat, eine Stand⸗ 
bücherei vorhanden iſt. Für Gemeinden mit 
weniger als 500 Einwohnern ſind die Formen 
der Buchverſorgung unter Anpaſſung an die ört⸗ 
lichen Vorausſetzungen und Bedürfniſſe zu ent⸗ 
wickeln. 

(3) Eine Standbücherei kann im allgemeinen 
als voll ausgebaut angeſehen werden, wenn für 
500 Einwohner mindeſtens 200 Bände, für 
1000 Einwohner 500 Bände, für 5000 Einwohner 
1500 Bände, für 10—20 000 Einwohner etwa 
2—4000 Bände zur Ausleihe bereitſtehen. Ver⸗ 
altete und unbrauchbare Beſtände ſind hierbei nicht 
zu berückſichtigen. In Gemeinden von 20⸗ bis 
100 000 Einwohnern regelt ſich der Aufbau des 
Volksbüchereiweſens nach den örtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen. Hier treten mit wachſender Ortsgröße 
als beſondere Aufgaben die Schaffung eines Leſe⸗ 
ſaals und einer Jugendausleihe, der Ausbau der 
Bücherei zur Studienbücherei und die Gründung 
von Zweigſtellen hinzu. Die Staatlichen Volks⸗ 
büchereiſtellen (ſiehe unter III) erſtatten hierzu 
die erforderlichen Fachgutachten. Über Büchereien 
in Gemeinden über 100 000 Einwohner vgl. 
Abſchn. VI. 

(4) Die Koſten, die insgeſamt durch die Er⸗ 
richtung und durch die laufende Unterhaltung einer 
Bücherei verurſacht werden, werden im Einzelfall 
ſo zu veranſchlagen ſein, daß eine nach fachlichen 
Erfahrungen geſicherte Grundlage für den dauer⸗ 
haften Beſtand und die ſtetige Wirkſamkeit der 
einzelnen Bücherei geſchaffen wird. Zumeiſt 
werden die hierfür erforderlichen Mittel wie ſchon 


bisher von den Gemeinden ſelbſt bereitgeſtellt 
werden können. Dieſe können bei ihrer Auf⸗ 
bringung, vor allem ſoweit es ſich um kleinere oder 
leiſtungsſchwache Gemeinden handelt, wirkſam da⸗ 
durch unterſtützt werden, daß die Gemeindeverbände 
ſich im Rahmen ihrer finanziellen Leiſtungsmöglich⸗ 
keiten mit Beihilfen beteiligen. Soweit bei bereits 
vorhandenen Büchereien ausreichende Mittel für 
die Neuanſchaffung nationalpolitiſchen Schrifttums 
noch nicht zur Verfügung geſtellt worden ſind, 
iſt für beſchleunigte Abhilfe Sorge zu tragen. 

(5) Die Staatlichen Volksbüchereiſtellen geben 
die für den Aufbau und die Verwaltung der Bücherei 
notwendigen fachlichen Anleitungen und leiſten bei 
dem Aufbau fachliche Hilfe. Soweit von ihnen 
hierbei auch Beihilfen gewährt werden können, 
ſollen dieſe möglichſt nur zuſätzlicher Art ſein und 
in der Regel nur in der Form von Bücherbeihilfen 
gegeben werden. 


(6) Büchereien, die noch herkömmlich von Volks⸗ 
bildungs⸗ oder Büchereivereinen getragen werden, 
empfehle ich auf die Gemeinden zu übernehmen. 


(7) Die Bücherei ſoll aus Gründen ihrer Ord⸗ 
nung und Erhaltung nach Möglichkeit in einem 
eigenen Raum untergebracht werden. In kleineren 
Gemeinden kann für ihre Unterbringung auch ein 
eigener Büchereiſchrank als ausreichend angeſehen 
werden, in ihnen wird zumeiſt die Schule der 
gegebene Standort der Bücherei ſein. Die Bücherei 
iſt durch Beſchriftung oder Beſchilderung nach 
außen deutlich zu kennzeichnen, die regelmäßigen 
Ausleihzeiten ſind durch Aushang zur Kenntnis 
zu bringen. 


(8) In den Gemeinden unter 20 000 Ein⸗ 
wohnern wird die ehrenamtliche oder nebenberuf⸗ 
liche Leitung der Bücherei vorwiegen. Als ehren⸗ 
amtliche oder nebenberufliche Büchereileiter kommen 
vornehmlich jüngere, für die Aufgabe geeignete 
Lehrer (Lehrerinnen) in Betracht, wie ich über⸗ 
haupt auf eine verſtändnisvolle Zuſammenarbeit 
von Volksbücherei und Schule Wert lege. Ihre 
Beſtellung erfolgt nach Fühlungnahme mit der 
Staatlichen Volksbüchereiſtelle. 


(9) In größeren Gemeinden (nach Maßgabe der 
örtlichen Verhältniſſe von etwa 30—40 000 Ein⸗ 
wohnern an) bedarf die Volksbücherei der eigenen 
fachkundigen, hauptamtlichen Verwaltung. Als 
fachkundig ſind nur ſolche Männer und Frauen an⸗ 
zuſehen, die den Nachweis fachlicher Eignung für 
den Dienſt an volkstümlichen Büchereien nach den 
hierfür geltenden ſtaatlichen Grundſätzen erbracht 
haben. Die Beſetzung der Stellen erfolgt zweck- 
mäßig durch Ausſchreibung in der Fachzeitſchrift 
„Die Bücherei“, die im Verlag des Einkaufshauſes 
für Büchereien G. m. b. H., Leipzig C 1, Roß⸗ 
ſtraße 11, erſcheint. 


III. 


Staatliche Volksbüchereiſtellen. 


(1) Um die von mir mit der Aufficht über das 
öffentliche Büchereiweſen beauftragten Behörden 
zu unterſtützen und um eine nach einheitlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten geregelte, fachlich einwandfreie Durch⸗ 
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führung der Volksbüchereiarbeit ſicherzuſtellen, ſind 
in den einzelnen Landesteilen Staatliche Volks⸗ 
büchereiſtellen errichtet worden. Ein Verzeichnis 
dieſer Stellen iſt in der Anlage 2 beigefügt. Soweit 
Umbezeichnungen erforderlich werden, ſind ſie bis 
zum 1. April 1938 vorzunehmen. 


(2) Die Errichtung weiterer Volksbücherei⸗ 
ſtellen, die Neuabgrenzung ihrer Bezirke und die 
Übernahme neuer Aufgaben bedarf meiner vor⸗ 
herigen Genehmigung. 


(3) Die Volksbüchereiſtellen unterſtehen als aus⸗ 
gegliederte Dienſtſtellen den Landesunterrichts⸗ 
verwaltungen, ſoweit nicht das Vorhandenſein 
mehrerer Volksbüchereiſtellen in einem Lande eine 
abweichende Regelung als zweckmäßig erſcheinen 
läßt oder eine andere bereits getroffen iſt; in 
Preußen den für ihren Errichtungsort zuſtändigen 
Regierungspräſidenten. Soweit hiervon in Preußen 
noch Ausnahmen beſtehen, iſt eine entſprechende 
Regelung bis zum 1. April 1938 herbeizuführen. 
Als Sachbearbeiter iſt ein in kulturellen Angelegen⸗ 
heiten erfahrener Beamter zu beſtellen. 


(4) Die Volksbüchereiſtellen ſollen den Ausbau 
des Volksbüchereiweſens fördern und es im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Sinne ausrichten. Sie ſtellen den Auf⸗ 
bauplan für das öffentliche Büchereiweſen ihres Be⸗ 
zirkes auf, geben die zur ordnungsmäßigen Durch⸗ 
führung der Büchereiarbeit erforderlichen fachlichen 
Anleitungen und unterſtützen ſie durch die Über⸗ 
nahme büchereitechniſcher Arbeiten. Die in der 
Anlage 1 beigefügten Arbeitsrichtlinien ſollen hierzu 
im einzelnen anleiten. 


(5) Zur ſtändigen Verbindung mit den an der 
Volksbüchereiarbeit regelmäßig teilnehmenden 
Staats⸗, Partei⸗ und Kommunalſtellen (der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände) kann bei der 
Staatlichen Volksbüchereiſtelle ein beratender Aus⸗ 
ſchuß errichtet werden, deſſen Mitglieder der 
Behördenleiter beruft. In ihm führen der Be⸗ 
hördenleiter oder ſein Vertreter den Vorſitz. 


(6) Der Leiter der Volksbüchereiſtelle wird 
von mir ernannt. Er iſt für die unter III Abſ. 3 
aufgeführten Behörden die allein zuſtändige Be⸗ 
ratungsinſtanz in allen das öffentliche Büchereiweſen 
berührenden Fragen. Er iſt von dieſen ſowie von 
den ihnen nachgeordneten Behörden zu den Fragen 
des öffentlichen Büchereiweſens als Gutachter und 
Berater zu hören und in feiner Aufklärungs- und 
Werbearbeit ſowie bei der Planung und Durch⸗ 
führung der Arbeitsvorhaben der Volksbüchereiſtellen 
zu unterſtützen. Er iſt berechtigt, ein Dienſtſiegel zu 
führen. 

(7) Der Verkehr der Volksbüchereiſtellen mit 
mir erfolgt ausſchließlich über die unter III Abſ. 3 
aufgeführten Behörden. In fachlichen Angelegen⸗ 
heiten verkehrt die Volksbüchereiſtelle mit der 
Reichsſtelle für das Volksbüchereiweſen unmittelbar. 
Der Volksbüchereiſtelle iſt Gelegenheit zu geben, 
Mitteilungen über ihre Arbeit mit einer gewiſſen 
Regelmäßigkeit durch die amtlichen Blätter (Schul⸗ 
blätter u. dgl.) zu verbreiten. 


(8) Die Leitung der Volksbüchereiſtelle kann 
hauptamtlich oder nebenamtlich erfolgen. Die 


Volksbüchereiſtelle iſt möglichſt mit einer leiſtungs⸗ 
fähigen Volks⸗ oder Stadtbücherei zuſammenzulegen, 
deren Leiter zugleich mit Einverſtändnis des Ge⸗ 
meindeleiters mit der Leitung der Volksbücherei⸗ 
ſtelle betraut werden kann. Hierdurch wird es 
möglich, die vorhandenen Büchereieinrichtungen 
für die Volksbüchereiſtelle nutzbar zu machen. 


(9) Die Volksbüchereiſtelle bedarf, um ihre 
Aufgaben erfüllen zu können, der notwendigen 
volksbibliothekariſchen und techniſchen Mitarbeiter, 
deren Zahl ſich nach dem Umfange des Arbeits⸗ 
bezirkes, der Notwendigkeit etwaigen weiteren 
Ausbaues und den verfügbaren Mitteln richtet. 


(10) Der perſönliche und ſachliche Aufwand 
der Volksbüchereiſtellen wird aus ſtaatlichen Mitteln 
und Beihilfen beſtritten, ſoweit nicht Beiträge 
anderer am Volksbüchereiweſen beteiligter Stellen 
zur Verfügung ſtehen. Alle Anträge auf Beihilfen 
ſind den in III Abſ. 3 genannten Behörden vor⸗ 
zulegen und werden durch ſie weitergeleitet. Werden 
Anträge, welche die Förderung des un in 
weſens betreffen, an andere hierfür in Frage 
kommende Zentralſtellen gerichtet, ſo iſt mir gleich⸗ 
zeitig eine Abſchrift vorzulegen, damit ich die 
Anträge auch meinerſeits unterſtützen kann. 

(11) Die Aufſicht über die Kaſſen⸗ und Haus⸗ 
haltsführung der Staatlichen Volksbüchereiſtellen 
obliegt den unter III Abſ. 3 genannten Behörden, 
welche die nötigen Beſtimmungen erlaſſen. Soweit 
erforderlich, behalte ich mir vor, allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen für das Kaſſen⸗ und Haushaltsweſen 
und für die Geſchäftsführung der Beratungsſtellen 
zu erlaſſen. 


(12) Zum 15. September jeden Jahres iſt mir 
ein Bericht über die Arbeit des abgelaufenen 
Haushaltsjahres, verbunden mit einer ſtatiſtiſchen 
Überſicht über die Leiſtungen der Büchereien des 
Bezirkes, einzureichen. 


(13) Wo Volksbüchereiſtellen zur Unterſtützung 
der Buchpflege und der Büchereitechnik der 
Büchereien ihres Bezirks, insbeſondere der neben⸗ 
amtlich geleiteten, techniſche Hilfseinrichtungen 
geſchaffen haben, behalte ich mir den Erlaß be⸗ 
ſonderer Beſtimmungen vor. Bis auf weiteres iſt 
dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Einrichtungen 
den Charakter von Hilfseinrichtungen ſtreng be⸗ 
wahren. Ihre Erweiterung oder die Neubegründung 
ſolcher Einrichtungen iſt nur mit meiner vorherigen 
Genehmigung ſtatthaft. 


(14) Die Staatlichen Volksbüchereiſtellen haben 
auf die Ausbildung der nebenamtlichen Bücherei⸗ 
leiter für ihre Aufgaben beſondere Sorgfalt zu 
verwenden. Geplante Veranſtaltungen dieſer Art 
ſind der Reichsſtelle für das Volksbüchereiweſen ſo 
rechtzeitig anzuzeigen, daß ihre Stellungnahme und 
Mitwirkung möglich iſt. Die zuſtändigen Stellen 
der Partei ſind dabei heranzuziehen. 


(15) Iſt der Aufbau des Volksbüchereiweſens 
in einem Bezirk fortgeſchritten, ſo können in den 
einzelnen Kreiſen Kreisbüchereipfleger beſtellt 
werden, um den Leiter der Volksbüchereiſtelle zu 
entlaſten und die Zuſammenarbeit mit den Kreis⸗ 
kommunalverwaltungen zu fördern. Als Kreis⸗ 
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büchereipfleger kommen nur Perſönlichkeiten in 
Betracht, die ſich bereits in der Volksbücherei⸗ 
arbeit bewährt und an einem von mir für die Aus⸗ 
bildung von Kreisbüchereipflegern anerkannten 
Lehrgang teilgenommen haben. Die Kreisbücherei⸗ 
pfleger werden auf Anregung des Leiters der 
Volksbüchereiſtelle vom Leiter des Kreiskommunal⸗ 
verbandes beſtellt unter gleichzeitiger Erteilung 
einer Anzeige an mich. 


(16) Durch die in Abſchn. III vorgenommenen 
Regelungen ſoll eine Prüfung, ob und wieweit 
die Träger der landſchaftlichen Selbſtverwaltung 
(3. B. die preußiſchen Provinzialverbände) an den 
angeführten Aufgaben zu beteiligen ſind, nicht 
ausgeſchloſſen werden. 


IN 
Reichsſtelle für das VBollsbüdhereiwefen. 


(1) Um die Staatlichen Volksbüchereiſtellen 
fachlich einheitlich zu führen ſowie eine geſchloſſene 
Entwicklung und einen ausreichenden Leiſtungs⸗ 
ſtand innerhalb des geſamten Volksbüchereiweſens 
ſicherzuſtellen, habe ich die Reichsſtelle für das 
Volksbüchereiweſen, Berlin W 50, Regensburger 
Straße 25, errichtet. 


(2) Die Reichsſtelle iſt mir unmittelbar unter⸗ 
ſtellt. Ihr wird ein Ausſchuß beigegeben, deſſen 
Vorſitzende und Mitglieder von mir ernannt werden. 
In ihm ſollen die an der Volksbüchereiarbeit regel⸗ 
mäßig teilnehmenden behördlichen und Partei⸗ 
dienſtſtellen vertreten ſein. Ich behalte mir vor, 
bei der Reichsſtelle zur Erfüllung ihrer Arbeits⸗ 
aufgaben Arbeitsausſchüſſe einzuſetzen und die 
Reichsſtelle mit der Veranſtaltung von Fachtagungen 
zu beauftragen. 


(3) Der Leiter der Reichsſtelle wird von mir 
in den Fragen des Volksbüchereiweſens gehört. 
Er iſt berechtigt, den beteiligten Stellen Fach⸗ 
gutachten, insbeſondere bei geplanten Neubauten 
und Neueinrichtungen von Büchereien, zu erſtatten. 
Er übt im Rahmen meiner Weiſungen die fachliche 
Aufſicht über die Staatlichen Volksbüchereiſtellen 
aus. Er iſt ferner ermächtigt, ſich über die Ver⸗ 
hältniſſe der einzelnen Büchereien an Ort und 
Stelle zu unterrichten. Ich behalte mir vor, zu 
ſeiner Unterſtützung gegebenenfalls weitere mit 
dem Volksbüchereiweſen beſonders vertraute Per⸗ 
ſonen hierbei heranzuziehen. 


(4) Die Reichsſtelle erteilt allen zuſtändigen im 
Volksbüchereiweſen tätigen Stellen Rat und Aus⸗ 
kunft, fördert ihre Arbeit durch Austauſch, An⸗ 
gleichung und Auswertung der einzelnenorts ge⸗ 
wonnenen Erfahrungen, durch Herausgabe von Ar⸗ 
beitshilfen u. ä. und führt zuſammenfaſſende Unter⸗ 
ſuchungen zur volksbibliothekariſchen Berufs⸗ und 
Schrifttumskunde durch. Sie gibt die im Verlage 
des Einkaufshauſes für Büchereien G. m. b. H. 
erſcheinende Zeitſchrift „Die Bücherei“ heraus. 
Die im deutſchen Reichsgebiet befindlichen Volks⸗ 
büchereieinrichtungen ſind verpflichtet, von ſämt⸗ 
lichen von ihnen herausgegebenen, durch Druck 
oder Vervielfältigung verbreiteten Veröffent⸗ 
lichungen wie Katalogen, Jahresberichten, Mit⸗ 


teilungen uſw. je zwei Stück zu Archivzwecken bei 
Erſcheinen unaufgefordert an die Reichsſtelle ein⸗ 
zuſenden. 


(5) Die Reichsſtelle regelt ihren Geſchäftsgang 
durch eine Geſchäftsordnung, die mir zur Ger 
nehmigung vorzulegen iſt. 


. 
Grenzbüchereiweſen. 


(1) Beſondere Förderung und Aufmerkſamkeit 
iſt dem Aufbau eines ſtarken Volksbüchereiweſens 
in den Grenzgebieten zuzuwenden, da die Volks⸗ 
büchereien in hohem Maße befähigt ſind, wichtige 
Aufgaben zu übernehmen, die ſich aus den grenz⸗ 
politiſchen Notwendigkeiten ergeben. Die Aus⸗ 
wahl der in den Grenzgebieten tätigen Bücherei⸗ 
leiter muß daher beſonders ſorgfältig vorgenommen, 
ihre Ausbildung in vertieftem Umfange durch⸗ 
geführt und auf die Erkenntnis der grenzpolitiſchen 
een und Zuſammenhänge hin erweitert 
werden. 


(2) In dieſem Zuſammenhange weiſe ich auf 
die Beſtrebungen des „Grenzbüchereidienſt e. V.“, 
Berlin W 30, Neue Bayreuther Straße 4, hin, 
der ſeit vielen Jahren für die deutſchen Grenz⸗ 
gebiete mit Erfolg tätig iſt und der ſich die Auf⸗ 
gabe geſetzt hat, in enger Zuſammenarbeit mit 
der Reichsſtelle für das Volksbüchereiweſen die 
Arbeit der Grenzbüchereien ſowohl durch geeignete 
Unterſtützungsmaßnahmen wie auch durch die Ver⸗ 
anſtaltung von Grenzlandfahrten, grenzlandkund⸗ 
lichen Tagungen und Ausbildungskurſen zu fördern. 
Auf eine verſtändnisvolle Zuſammenarbeit zwiſchen 
den Staatlichen Volksbüchereiſtellen und dem 
Grenzbüchereidienſt lege ich entſcheidenden Wert. 


VI. 
Großſtädtiſches Büchereiweſen. 


(1) Die Volksbüchereien in Orten über 
100 000 Einwohner werden in fachlichen Angelegen⸗ 
heiten von der Reichsſtelle für das Volksbücherei⸗ 
weſen unmittelbar beraten. Sie ſollen ſich mit 
ihr vor allem in Verbindung ſetzen, wenn ſich in 
Angelegenheiten des Beſtandsaufbaus, der päd- 
agogiſchen Auswertung der Bücher und der 
Katalogarbeit Zweifelsfragen ergeben, damit ihre 
einheitliche Bearbeitung im erforderlichen Be⸗ 
nehmen mit den amtlichen und parteiamtlichen 
Stellen erfolgt. Ich lege darüber hinaus, um die 
einheitliche Entwicklung des Volksbüchereiweſens 
zu fördern, Wert darauf, daß der Reichsſtelle auch 
ſonſt vor der Inangriffnahme größerer Arbeiten 
Gelegenheit gegeben wird, ſich zu ihnen gutachtlich 
zu äußern. 

(2) In beſonderen Fällen kann in Orten über 
100 000 Einwohner der Leiter der Volksbücherei 
mit Einverſtändnis des Oberbürgermeiſters von mir 
damit beauftragt werden, gegenüber den ſonſtigen 
am Orte befindlichen öffentlichen Büchereien die 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen, die andern⸗ 
falls den Leitern der Staatlichen Volksbücherei⸗ 
ſtellen zuſtehen würden. 
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VII. 
Übergangsbeſtimmungen. 


(1) Die zur Zeit im Amt befindlichen Leiter 
der Staatlichen Volksbüchereiſtellen gelten als von 
mir gemäß Ziff. III Abſ. 6 ernannte Leiter, 
ſoweit nicht im Einzelfalle etwas anderes an⸗ 
geordnet iſt. 


(2) Sind in einem Bezirk Kreisbüchereipfleger 
(Kreisberater für das Volksbüchereiweſen) bereits 
tätig, ſo ſind mir dieſe bis zum 1. Januar 1938 
namhaft zu machen. 


(3) Beſtimmungen früherer von mir heraus⸗ 
gegebener Erlaſſe, die den Vorſchriften dieſes Er⸗ 
laſſes widerſprechen, werden hiermit aufgehoben. 


(4) In den Ländern bereits getroffene Rege⸗ 
lungen bleiben inſoweit durch dieſen Erlaß bis auf 
weiteres unberührt, als ſie den Staatlichen Volks⸗ 
büchereiſtellen weitergehende Zuſtändigkeiten über⸗ 
tragen haben. 


Berlin, den 26. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken, die Herren Ober⸗ 
präſidenten, Regierungspräſidenten und den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin. — Abdruck an die Herren Leiter der 
Staatlichen Landes⸗ und Beratungsſtellen für 
volkstümliches Büchereiweſen. — Vb 2799. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 473.) 
* 


Anlage 1. 


Arbeitsrichtlinien 
für die Staatlichen Vollishüchereiſtellen. 


I. 
Aufbau und Gliederung des Büchereibezirks. 


(1) Die Volksbüchereiſtelle ſorgt für den einheit⸗ 
lichen Aufbau des öffentlichen Büchereiweſens 
ihres Bezirkes, der nach Dorfbüchereien, Kleinſtadt⸗ 
büchereien, Stadtbüchereien und einer Zentral⸗ 
bücherei durchgegliedert iſt. Sie entwirft den hierfür 
notwendigen Aufbauplan (vgl. III Abſ. 4) und 
führt ein amtliches Verzeichnis über die vor⸗ 
handenen öffentlichen Büchereien. 


(2) Bei der Errichtung ortsfeſter Dorf⸗ 
büchereien (Standbüchereien) iſt darauf zu 
achten, daß für ihre Weiterführung und Fort⸗ 
entwicklung geſicherte Vorausſetzungen vorhanden 
ſind. Gründungen, die ohne Sicherung für die 
una vorgenommen werden, verfehlen ihren 

weck. 


(3) Dem Bedürfnis nach einer Bücherei, die 
die Dorfbücherei ergänzt, wird am beſten durch 
den Ausbau einer Stadtbücherei zur Stütz⸗ 
punktbücherei gedient. Im allgemeinen 
wird hierfür die Bücherei der Kreisſtadt in Betracht 
kommen. Die Stützpunktbücherei leiht wichtige 
Bücher, die in den Beſtänden der Dorfbücherei 
nicht vorhanden ſind, ergänzend aus. Rechtsträger 
und Eigentümer der Kreisſtadtbücherei wird im 
allgemeinen die Kreisſtadt ſelbſt ſein. Bei dem 
Ausbau der Stützpunktbücherei werden Kreis- und 
Stadtverwaltung in geeigneter Weiſe zuſammen⸗ 
arbeiten müſſen, ohne daß hierunter die Haupt⸗ 
aufgabe des Kreiſes, die Förderung der Dorf⸗ 
büchereien, leiden ſoll. 


(4) Die Ablöſung des Wanderbüchereiweſens 
durch Standbüchereien iſt überall dort anzuſtreben, 
wo ſich Standbüchereien mit der Gewähr dauer⸗ 
haften Beſtandes einrichten laſſen. Unter Umſtänden 
kann die Aufgabe der Kreiswanderbüchereien darauf 
beſchränkt werden, die kleineren Gemeinden und 
Streuſiedlungen zu verſorgen. Die Verwaltung 
der Kreiswanderbücherei iſt, wenn ſie beſtehen 
bleibt, zweckmäßig mit der Kreisſtützpunktbücherei 
zu verbinden. 


(5) Die Volksbüchereiſtelle regt den Ausbau 
einer größeren Stadtbücherei zur Zentral⸗ 
bücherei an. Dieſe ſoll allen Anforderungen 
einer modernen Volksbücherei in Raum, Perſonal⸗ 
ausſtattung, Büchern und Arbeitsmethoden ent⸗ 
ſprechen und für das Büchereiweſen des Bezirks 
als Übungsſtätte dienen. 

Daher iſt möglichſt die Stadtbücherei, die ſich 
am Orte der Staatlichen Volksbüchereiſtelle be⸗ 
findet, und die in der Regel für ſie den Leiter ſtellt, 
zur Zentralbücherei auszubauen. 

Im Laufe der Entwicklung ſoll die Zentral⸗ 
bücherei auch übergeordnete und ergänzende Ausleih⸗ 
funktionen für die kleinen Büchereien übernehmen, 
ſoweit dieſe nicht bereits von den Stützpunkt⸗ 
büchereien erfüllt werden. 


me 
Fachliche Betreuung. 


(1) Die Volksbüchereiſtelle gibt die erforderliche 
fachliche Anleitung für die Einrichtung und den 
Betrieb der Büchereien ſowie für den Aufbau der 
Beſtände, für die Auswahl der Neuanſchaffungen, 
für die Anlage und Herſtellung von Katalogen und 
verwandte Arbeiten. Sie unterſtützt vor allem 
die ehrenamtlichen und nebenberuflichen Bücherei⸗ 
leiter. Sie kann vor Anſchaffung von Büchern die 
dem Gemeindeleiter vorliegenden Anſchaffungs⸗ 
vorſchläge einſehen und begutachten. Den Neu⸗ 
anſchaffungen der Büchereien in den kleinen und 
mittleren Gemeinden ſind hierbei die in meinem 
Auftrage herausgegebenen Reichsliſten für Dorf⸗ 
büchereien und kleinere ſtädtiſche Büchereien nebſt 
den dazu zugelaſſenen Ergänzungsliſten zugrunde 
zu legen. 


(2) Sie achtet darauf, daß in den Büchereien 
ſich nicht zerleſenes und verſchmutztes Schrifttum 
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anſammelt, und regt den Erſatz veralteter Dar⸗ 
ſtellungen durch geeignete Neuerſcheinungen an. 


(3) Sie macht durch begründete Hinweiſe auf 
das Vorhandenſein ſonſtigen Schrifttums, das für 
Büchereizwecke ungeeignet iſt, wie Konjunktur- 
ſchriftſtellerei, ſeichte Spannungslektüre u. a., auf⸗ 
merkſam und empfiehlt ſeine Ausſonderung. 


(4) Auf den Lehrgängen, die von den Volks⸗ 
büchereiſtellen durchgeführt werden, ſollen in der 
Regel die Angelegenheiten der dörflichen und klein⸗ 
ſtädtiſchen Büchereien getrennt behandelt werden. 
Die Leiter von Dorfbüchereien werden mindeſtens 
einmal im Jahr bezirks⸗ oder kreisweiſe zuſammen⸗ 
gerufen werden müſſen, für die Leiter von Klein⸗ 
ſtadtbüchereien werden beſſer mehrmals im Jahr 
Wochenendtagungen zu veranſtalten ſein. Die 
hauptamtlichen Fachkräfte größerer Büchereien 
eines Bezirks ſind zu einer Arbeitsgemeinſchaft 
zuſammenzufaſſen. 

(5) Die fachliche Betreuung wird dadurch unter⸗ 
ſtützt, daß der Leiter der Volksbüchereiſtelle und 
die in ihr beſchäftigten Bibliothekare ihre Tätigkeit 
an Ort und Stelle durch Bereiſungen ergänzen 
und die Zuſammenarbeit mit den Büchereileitern, 
Bürgermeiſtern, Staats⸗ und Parteidienſtſtellen 
möglichſt perſönlich geſtalten. 


Ile 
Durchführung von Förderungsmaßnahmen. 


(1) Die Volksbüchereiſtelle ſoll durch geeignete 
büchereitechniſche Hilfsmaßnahmen die wirtſchaft⸗ 
liche und ſachgemäße Verwaltung der nicht haupt⸗ 
amtlich geleiteten Büchereien herbeiführen und 
damit ihre Leiter gleichzeitig in ihrer Arbeit ent⸗ 
laſten. 

(2) Die Volksbüchereiſtelle ſoll den nicht haupt⸗ 
amtlich geleiteten Büchereien die Bücher tunlichſt 
ausleihfertig zuſammen mit dem dazugehörigen 
ausgefertigten Karteibedarf vermitteln. Hierbei 
kann der Büchereinkauf von Büchereien in Orten 
unter 10 000 Einwohnern zuſammengefaßt werden. 
Die hierbei zu beachtenden Einzelheiten habe ich 
in meinem Erlaß vom 11. Juni 1936 — Vd 
1151/II — (RMinAmtsbl0tſch Wiſſ. S. 319) über 
Vergünſtigungen beim Bezug neuer deutſcher 
Bücher bekanntgegeben. Auf die Einrichtungen, 
die von mir zur Förderung der Volksbüchereiarbeit 
in Zuſammenarbeit mit dem deutſchen Buchhandel 
im Einkaufshaus für Büchereien G. m. b. H. ge⸗ 
ſchaffen worden ſind, weiſe ich hierbei, ebenſo wie 
auf den Grenzbüchereidienſt, hin. Die von der 
Reichsſtelle für das Volksbüchereiweſen heraus⸗ 
gegebenen Reichsliſten für Dorfbüchereien und 
kleinere ſtädtiſche Büchereien dienen zugleich dem 
Einkaufshaus als Lagerliſten. 

(3) Die Volksbüchereiſtelle ſorgt im Zuſammen⸗ 
hang mit den vorſtehend genannten Maßnahmen 
in ihrem Bezirk für eine Vereinheitlichung der 
Büchereitechnik. 

(4) Sie übernimmt nach Möglichkeit die Buch⸗ 
pflege für die nebenamtlich geleiteten Büchereien 
ihres Bezirks. 


(5) Eine ihrer Hauptaufgaben iſt bis auf 
weiteres auch, beſtehende veraltete Büchereien 
umzugeſtalten. Dies wird am beſten ſo geſchehen, 
daß dieſe Büchereien in der Volksbüchereiſtelle 
vollſtändig durchgearbeitet und mit dem Kartei⸗ 
und Katalogweſen neu aufgebaut werden. 


* 


Anlage 2. 


Verzeichnis 
der Staatlichen Bolksbüdereiftellen. 


Anhalt: 

Deſſau, Zerbſter Straße 33. 
Baden: 

Freiburg i. Br., Münſterplatz 25. 
Bayern: 

Bayreuth, Leopoldſtraße 11 (für die Bahyriſche 

Oſtmark). 

Kaiſerslautern, Stiftsplatz 5 (für die Pfalz). 

München, Kaulbachſtraße 9. 
Braunſchweig: 

Braunſchweig, Hintern Brüdern 23. 
Bremen: 

Bremen, Staatsbibliothek. 
Hamburg: 

Hamburg, Kohlhöfen 21. 


5 e 

Darmſtadt, Nedaritraße 3. 
Vie De 

Detmold, Lippiſche Landesbibliothek. 
Mecklenburg: 

Schwerin, Marienpalais, Königſtraße 19. 
Saarland: 

Saarbrücken, Roonſtraße 1. 
Sachſen: 

Dresden⸗A. , Theaterſtraße 11. 

Ihr ſind nachgeordnet: Staatliche Kreis fach- 

been in; 

Dresden⸗A. 1, Theaterſtraße 11. 

Bautzen, An der Petrikirche 7. 

Leipzig, Zſchocherſche Straße 14. 

Schwarzenberg (Erzgeb.), Hindenburgſtraße 9. 
Schaumburg⸗Lippe: 

Stadthagen, Weſternſtraße 10. 
Thüringen: 

Jena, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße 24. 


Preußen: 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Regierungs⸗ 
bezirke Königsberg und Gumbinnen: Königs⸗ 
berg i. Pr., Großer Domplatz 5 a. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Regierungs- 
bezirke Allenſtein und Marienwerder: Allen⸗ 
ſtein (Oſtpr.), Altes Rathaus. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz Ober⸗ 
ſchleſien: Gleiwitz OS., Wilhelmsplatz 8—12. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz Nieder⸗ 
ſchleſien: Breslau 2, An den Teichäckern 1. 


Amtlicher Seil 479 


Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen: Schneidemühl, 
Reichsdankhaus. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt: Frankfurt a./ O., Biſchof⸗ 
ſtraße 17/18. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Potsdam: Berlin W50, Regensburger 
Straße 25. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Köslin: Stolp i. Pomm., Goldſtraße 13. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Stettin: Stettin, Grüne Schanze 8. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein: Kiel, Stadtbücherei. 

Zentrale für Nordmarkbüchereien: Flensburg, 
Deutſches Haus. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz 
Hannover: Hannover, Alte Celler Heerſtraße 13. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Provinz Weſt⸗ 
falen: Hagen i. Weſtf., Badſtraße 5. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Düſſeldorf: Wuppertal⸗Elberfeld, Kaſino⸗ 
gartenſtraße 8. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Aachen: Aachen, Peterſtraße 57. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für die Regierungs⸗ 
bezirke Köln, Koblenz und Trier: Köln a. Rh., 
Klingelpütz 5. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden: Wiesbaden, Rheinſtraße 51. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel: Kaſſel, Regierung. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Erfurt: Erfurt, Predigerſtraße 6. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Merſeburg: Halle a. / S., Salzgrafen⸗ 


ſtraße 2. 

Staatliche Volksbüchereiſtelle für den Regierungs⸗ 
bezirk Magdeburg: Magdeburg, Stendaler 
Straße 10. 


b) Für Preußen 


Körperliche Erziehung 
eee fk ch eu s 
a) Für das Reich 
537. Schwimmunterricht an der Schule. 


Zur beſſeren Förderung des Schwimmens in 
der Schule erkläre ich mich weiter damit ein⸗ 
verſtanden, daß den Lehrkräften, die bereits 
den Grundſchein der Deutſchen Lebensrettungs⸗ 
geſellſchaft erworben haben und ſchon längere Zeit 


Schwimmunterricht an der Schule erteilen, von 
dort aus die Lehrbefähigung im Schwimmen zu⸗ 
erkannt wird, ſofern die betreffenden Lehrkräfte den 
Nachweis des ausreichenden Lehrgeſchicks erbringen 


können. 
(Unterſchrift.) 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Minden. 


* * 
* 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und ent⸗ 
ſprechenden Veranlaſſung. 


Berlin, den 14. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Uſadel. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer 
Minden), den Herrn Stadtpräſidenten der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin (Abteilung II) und den Herrn 
Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken. — Abſchrift an die Unterrichtsverwal⸗ 
tungen der Länder. — K J 8108/28. 9. 37 E II. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 479.) 


538. Ehemalige Deutſche Hochſchule für 
Leibesübungen in Berlin. 


Die geſamte unterrichtliche Abwicklung der ehe⸗ 
maligen Deutſchen Hochſchule für Leibesübungen 
in Berlin iſt durch Erlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 9. Oktober 1937 — VIII 
1894/4214 — der Reichsakademie für Leibes⸗ 
übungen in Berlin⸗Charlottenburg 9 übertragen 
worden. Dazu gehört auch die Ausſtellung von 
Beſcheinigungen über die Teilnahme am Studium 
und die Ausfertigung von Duplikat⸗Zeugniſſen der 
Hochſchule. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 22. Oktober 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Krümmel. 
An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 


neten Reichs⸗ und Staatsdienſtſtellen. — K J 
8128 4/9. 10. 37 (Korts). 


(RMin Amtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 479.) 
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Inhaltsnachweis nach dem Datum der Verfügungen 


a) Reich und Preußen 


Für das Reich: 


Internationaler Leihverkehr. Vom 21. September 1937. 


Die Laufbahnen in der Luftwaffe. Vom 9. Oktober 1937 . 


Ordnung der erſten Prüfung für das Lehramt an Volksſchulen. 
Dine Sktöobern e ee: 


Teilnahme von Röntgenaſſiſtentinnen an einem von der 
Deutſchen Arbeitsfront veranſtalteten Sonderlehrgang. 
er? ee 


Schwimmunterricht an der Schule. Vom 14. Oktober 1937 


Verſetzung in die Oberſtufe der höheren Schulen. Vom 
I ktobder 1 8 


Lehrbücher für Kurzſchrift. 


Unfallverhütungstag für die Landwirtſchaft. Vom 20. Oktober 
ZII A. Me Me 


CCöͤ ͤ œ»—1ir 


Beſchlüſſe des Internationalen Maß⸗ und Gewichtskomitees. 
Vom 22. Oktober 1937 


Verzeichnis derjenigen privaten höheren Schulen, denen auf 
Grund der Vereinbarung der Länder über die gegenſeitige 
Anerkennung der Reifezeugniſſe der höheren Schulen das 
Recht zur Abhaltung der Reifeprüfung mit Wirkung der 
gegenſeitigen Anerkennung verliehen iſt, und der privaten 
Nichtvollanſtalten, die das Recht erhalten haben, Schluß⸗ 
prüfungen auf Grund der Schlußprüfung an den höheren 
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Studienpläne und Prüfungsordnungen. Vom 25. Oktober 


DEM r ee 470 
Meldungen der Lokal- und Provinzpreſſe über Hochſchul⸗ 
angelegenheiten. Vom 26. Oktober 19. 470 


Richtlinien für das Volksbüchereiweſen. Vom 26. Oktober 1937 473 


Sonderurlaub zur Teilnahme an den Feierlichkeiten am 
9. November 1937 in München. Vom 28. Oktober 1937 459 


Für Preußen: 
Nichtbeſchäftigung des Dr, Stabenow. Vom 14. Oktober 1937 473 


Erziehungsbeihilfen für die Schüler und Schülerinnen der 
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unterſtehenden Schulen. Vom 16. Oktober 1937 


b) Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 
Keine Erlaſſe 


